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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. März 1963 

8 -- 53203 — 6443/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der 
Verbindlichkeiten nationalsozialistischer Ein- 
richtungen und der Rechtsverhältnisse an 
deren Vermögen 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 253. Sit- 
zung am 8. Februar 1963 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellung- 
nahme des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter der Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Gocthestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung der Verbindlichkeiten nationalsozialistischer 
Einrichtungen und der Rechtsverhältnisse an deren Vermögen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Ansprüche gegen die Nationalsozialistische 

Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP) und ihre 
Einrichtungen 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Dem Gesetz unterliegende Ansprüche 

Diesem Gesetz unterliegen die in § 3 Abs. 1 Nr. 4 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 5. No- 
vember 1957 (Bundesgesetzbl, I S. 1747) einer ge- 
setzlichen Regelung vorbehaltenen Ansprüche ge- 
gen nationalsozialistische Einrichtungen. National- 
sozialistische Einrichtungen im Sinne dieses Geset- 
zes sind 

1. die ehemalige Nationalsozialistische Deutsche 
Arbeiterpartei (NSDAP), ihre Gliederungen, 
angeschlossenen Verbände und die übrigen 
Einrichtungen, die im Anhang zum Gesetz 
Nr. 2 des Kontrollrats aufgeführt sind, 

2. sonstige Einrichtungen, deren Vermögen, falls 
es im Bereich nur einer zur Übertragung von 
Vermögen auf Grund der Direktive Nr. 50 des 
Kontrollrats befugten Dienststelle (Ubertra- 
gungsbehörde) belegen war, von dieser, falls 
es im Bereich mehrerer Übertragungsbehörden 
belegen war, von sämtlichen Übertragungs- 
behörden einheitlich als Vermögen einer NS- 
Einrichtung behandelt worden ist. 

§ 2 

Auflösung 

Die Einrichtungen (§ 1) sind aufgelöst. 

§ 3 

Dem Gesetz nicht unterliegende Ansprüche 

(1) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf An- 
sprüche (§ 1), die in Gesetzen der Bundesrepublik 
Deutschland, ihrer Länder, der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes oder in Gesetzen der 
Besatzungsmächte geregelt sind. Dies gilt insbeson- 
dere für Ansprüche, die im Bereich 


1. der Geheimen Staatspolizei (Gestapo), 

2. der Waffen-SS, 

3. des Reichsarbeitsdienstes (RAD), 

4. der Organisation Todt (OT) 
entstanden sind. 

(2) Diesem Gesetz unterliegen vorbehaltlich des 
§ 27 nicht Ansprüche, die sich auf Grund besat- 
zungsrechtlicher Vorschriften oder Maßnahmen ge- 
gen denjenigen richten, der Vermögen einer Ein- 
richtung (§ 1) gemäß der Direktive Nr. 50 des Kon- 
trollrats erworben hat. Auf einem Vermögensgegen- 
stand ruhende Ansprüche im Sinne von Artikel V 
Abs. 5 dieser Direktive sind nur folgende An- 
sprüche; 

1. Ansprüche aus einem Recht an einem 
Grundstück, die durch dieses Recht ge- 
sicherten Ansprüche sowie Ansprüche aus 
einer öffentlichen Last des Grundstücks, 

2. Ansprüche aus der Nachkriegszeit (§ 5), 
die in einem rechtlichen oder wirtschaft- 
lichen Zusammenhang mit einem Grund- 
stück stehen, 

3. Ansprüche auf Zahlung eines Kaufpreises, 
einer Enteignungsentschädigung oder 
eines sonstigen Entgelts für ein Grund- 
stück, 

4. Ansprüche auf Ersatz von Verwendungen 
auf das Grundstück, soweit dessen Wert 
dadurch erhöht worden ist. 

§ 4 

Erlöschen von Ansprüchen 

Ansprüche (§ 1) erlöschen, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt. Ansprüche, die durch 
Rechte an Sachen oder an Rechten gesichert sind, 
gelten jedoch für diese Rechte als fortbestehend. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Zu erfüllende Ansprüche 

§ 5 

Ansprüche aus der Nachkriegszeit 

Zu erfüllen sind 

1. Ansprüche (§ 1), die nach dem 31. Juli 1945 

durch Rechtsgeschäft begründet worden sind; 
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2. Ansprüche (§ 1), die im Zusammenhang mit 
der Verwaltung im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes belegenen Vermögens der in § 1 be- 
zeichneten Einrichtungen kraft Gesetzes auf 
Grund einer nach dem 31. Juli 1945 begange- 
nen Handlung oder Unterlassung entstanden 
sind; 

3. die nach dem 31. Juli 1945 entstandenen An- 
sprüche (§ 1) auf Zahlung einer Enteignungs- 
entschädigung für im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes belegene Grundstücke und grund- 
stücksgleiche Rechte. 

§ 6 

Schadenersatzansprüche 

(1) Zu erfüllen sind 

1. Ansprüche (§ 1) auf Zahlung von Renten, 
die auf einer Verletzung des Lebens, des 
Körpers, der Gesundheit oder der Freiheit 
beruhen, sowie Ansprüche aus der Kapi- 
talisierung derartiger Renten, soweit Lei- 
stungen aus diesen Ansprüchen für die 
Zeit nach dem 31. Dezember 1960 geschul- 
det werden. Bei Rentenansprüchen, die 
auf Grund oder in sinngemäßer Anwen- 
dung des Gesetzes über den Ausgleich 
bürgerlich-rechtlicher Ansprüche vom 
13. Dezember 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1235) zuerkannt worden sind, gilt dies 
mit der Maßgabe, daß sie in der Höhe zu 
erfüllen sind, in der sie nach den Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechts begrün- 
det wären; 

2. Ansprüche (§ 1), die auf einer Verletzung 
des Lebens, des Körpers, der Gesundheit 
oder der Freiheit beruhen und nicht auf 
Zahlung von Renten gerichtet sind, jedoch 
nicht über den Betrag der Leistungen hin- 
aus, die das Bundesentschädigungsgesetz 
für Schäden dieser Art vorsieht, 

sofern nicht wegen des Schadens Ansprüche ent- 
standen sind, die bereits der Regelung des § 5 
Abs. 1 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes unter- 
liegen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Ansprüche, 
die unmittelbar oder mittelbar auf nationalsozia- 
listischen Gewaltmaßnahmen im Sinne des § 2 des 
Bundesentschädigungsgesetzes beruhen, oder auf 
Ansprüche zugunsten von Personen, die unter der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft aus Grün- 
den ihrer Nationalität geschädigt worden sind, so- 
wie auf Ansprüche zugunsten der Hinterbliebenen 
dieser Personen. 

(3) Absatz 1 ist ferner nicht anzuwenden, wenn 
die Verletzung bei der Vorbereitung oder Ausfüh- 
rung einer nationalsozialistischen Gewaltmaßnah- 
me, an der sich der Verletzte beteiligt hatte, oder 
unmittelbar danach entstanden war. 


§ 7 

Versorgungsansprüche 

(1) Zu erfüllen sind Ansprüche (§ 1) auf Zahlung 
von Renten, die der Versorgung der Berechtigten 
dienen, soweit die Leistungen aus diesen Ansprü- 
chen für die Zeit nach dem 31. Dezember 1960 ge- 
schuldet werden, wenn der Verpflichtete im Zeit- 
punkt der Begründung des Anspruchs keine natio- 
nalsozialistische Einrichtung im Sinne des Artikels I 
des Gesetzes Nr. 2 des Kontrollrats war. 

(2) Der nach Absatz 1 zu erfüllende Anspruch 
wird jedoch begrenzt auf einen Betrag von 15 Deut- 
sche Mark monatlich beim ursprünglich Berechtig- 
ten und von 10 Deutsche Mark monatlich bei Hin- 
terbliebenen, vervielfacht mit der Zahl der Beschäf- 
tigungs- oder Dienstjahre. Dabei bleiben Zeiten, die 
einer anderen, mit Rücksicht auf ein Arbeits- oder 
Dienstverhältnis zustehenden Altersversorgung zu- 
grunde zu legen sind, sowie Beschäftigungszeiten 
nach dem 8. Mai 1945 außer Betracht. Ergibt sich bei 
der Zusammenrechnung der Beschäftigungs- oder 
Dienstjahre der Bruchteil eines Jahres, so wird der 
Bruchteil auf ein volles Jahr aufgerundet. 

(3) Auf die Leistungen nach Absatz 1 sind Lei- 
stungen aus einer nach dem 8. Mai 1945 begründe- 
ten Altersversorgung, die auf einem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis beruht, anzurechnen, soweit sie 
250 Deutsche Mark im Monat übersteigen. 

§ 8 

Ausgeschlossene Gläubigergruppen 

(1) §§ 6 und 7 finden keine Anwendung auf 
Ansprüche (§ 1) von Personen, die 

1. nach dem 8. Mai 1945 durch ein deut- 
sches Gericht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zu einer Zuchthausstrafe oder zu 
einer Gefängnisstrafe von mehr als einem 
Jahr oder wegen vorsätzlicher hochver- 
räterischer, staatsgefährdender oder lan- 
desverräterischer Handlung zu einer Ge- 
fängnisstrafe von sechs Monaten oder län- 
gerer Dauer verurteilt worden sind, 

2. durch ihr Verhalten gegen die Grundsätze 
der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlich- 
keit verstoßen haben, 

3. sich gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgeset- 
zes betätigt haben, 

sowie von Rechtsnachfolgern und Hinterbliebenen 
dieser Personen. 

(2) § 7 findet ferner keine Anwendung, wenn 
und soweit die Erfüllung des Anspruchs (§ 1) nur 
wegen der engen Verbindung des Gläubigers zum 
Nationalsozialismus von einer Einrichtung (§ 1) 
übernommen worden ist. 
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§ 9 

Wohnsitzvoraussetzungen 

(1) Ansprüche der in §§ 6 und 7 bezeichneten Art | 
sind nur unter der Voraussetzung zu erfüllen, daß | 
sie am 31. Dezember 1952 oder, falls sie später | 
entstanden sind oder entstehen, im Zeitpunkt ihrer I 
Entstehung zugestanden haben oder zustehen ' 

1. natürlichen Personen, die am 31. Dezem- 
ber 1952 ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes oder in einem Staate hatten, der die 
Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land vor dem 1. April 1956 anerkannt hat; 

2. natürlichen Personen, die am 31. Dezem- 
ber 1952 Angehörige eines Gläubigerstaa- 
tes waren, dem gegenüber das Abkommen 
vom 27. Februar 1953 über deutsche Aus- 
landsschulden (Bundesgesetzbl. II S. 331) 
wirksam ist oder wird; 

3. natürlichen Personen, die nach dem 31. De- 
zember 1952 ihren Wohnsitz oder ständi- 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes genommen haben oder neh- 
men, sofern sie 

a) anerkannte Vertriebene nach § 1 des 
Bundesvertriebenengesetzes sind und 
nicht mehr als sechs Monate vorher die 
zur Zeit unter fremder Verwaltung 
stehenden deutschen Ostgebiete oder 
das Gebiet desjenigen Staates, aus 
dem sie vertrieben oder ausgesiedelt 
worden sind, verlassen haben; hierbei 
werden solche Zeiten nicht mitgerech- 
net, in denen ein Vertriebener nach 
Verlassen eines der in § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes be- 
zeichneten Staaten, aus dem er vertrie- 
ben oder ausgesiedelt worden ist, in 
einem anderen der dort bezeichneten 
Staaten sich aufgehalten hat, ferner 
nicht solche Zeiten, in denen er oder 
ein mit ihm ausgesiedelter Familien- 
angehöriger im Anschluß an die Aus- 
siedlung erkrankt und infolgedessen 
zur Fortsetzung der Reise außerstande 
war, sowie solche Zeiten, in denen er 
oder ein mit ihm ausgesiedelter Fami- 
lienangehöriger in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetisch be- 
setzten Sektor von Berlin aus Grün- 
den, die er nicht zu vertreten hat, ge- 
waltsam festgehalten worden ist; oder 

b) Heimkehrer im Sinne des Heimkehrer- 
gesetzes sind oder 

c) anerkannte Sowjetzonenflüchtlinge nach 
§ 3 des Bundesvertriebenengesetzes 
sind oder 

d) im Wege der Familienzusammenfüh- 
rung zu ihren Ehegatten oder als Min- 
derjährige zu ihren Eltern oder als 
hilfsbedürftige Elternteile zu ihren 
Kindern zugezogen sind, vorausgesetzt. 


daß der nachträglich Zugezogene mit 
einer Person zusammengeführt wird, 
die schon am 31. Dezember 1952 im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes den 
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
hatte oder unter Buchstabe a, b oder 
c fällt; dabei sind im Verhältnis zwi- 
schen Eltern und Kindern auch Schwie- 
gerkinder zu berücksichtigen, wenn 
das einzige oder letzte Kind verstor- 
ben oder verschollen ist. 

Die Ansprüche der unter Nummer 3 fallenden Per- 
sonen auf Zahlung von Renten sind nur für die Zeit 
vom Ersten des Monats ab zu erfüllen, in dem sie 
unter den Voraussetzungen der Nummer 3 ihren 
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes genommen haben. 

(2) Ansprüche, die zum Gesamtgut einer ehe- 
lichen Gütergemeinschaft oder zum gemeinschaft- 
lichen Vermögen einer Erbengemeinschaft gehören, 
können auch dann geltend gemacht werden, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 in der Person 
nur eines der Mitberechtigten gegeben sind. 

§ 10 

Ansprüche aus Grundstücksübereignungen 

Zu erfüllen sind Ansprüche (§ 1) auf Leistung 
eines Kaufpreises, einer Enteignungsentschädigung 
oder eines sonstigen Entgelts für im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes belegene Grundstücke, die eine Ein- 
richtung (§ 1) vor dem 1. August 1945 zu Eigentum 
erworben hat. Ansprüche, die nicht auf Geld oder 
auf einen Wertausgleich in Geld gerichtet sind, sind 
nach ihrem Schätzwert in Geld zu erfüllen. Für die 
Wertermittlung sind die Verhältnisse im Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses oder der Rechtskraft des 
Entschädigungsbeschlusses maßgeblich. Die Sätze 1 
bis 3 gelten entsprechend für grundstücksgleiche 
Rechte. 

§ 11 

Ansprüche aus dinglichen Rechten 

Ansprüche (§ 1) aus dem Eigentum oder anderen 
Rechten an einer Sache oder an einem Recht mit 
Ausnahme der in §§ 987 bis 992 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches geregelten Ansprüche sind zu erfüllen. 

§ 12 

Gesetzeskonkurrenz 

Ist ein Anspruch (§ 1) nach einer Vorschrift die- 
ses Teils zu erfüllen, so steht dieser Erfüllungsver- 
pflichtung nicht entgegen, daß der Anspruch nach 
einer anderen Vorschrift dieses Teils nicht oder nur 
in geringerem Umfange zu erfüllen ist. 

§ 13 

Zulässigkeit von Aufrechnungen 

Die Vorschriften dieses Gesetzes stehen der Auf- 
rechnung mit einem Anspruch (§ 1), dessen Erfül- 
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lung in diesem Gesetz nicht vorgesehen ist, nicht 
entgegen. 

§ 14 

Umstellung von Reichsmarkansprüchen 

§ 14 des Umstellungsgesetzes tritt hinsichtlich der 
in den §§ 5, 6, 7 und 10 bezeichneten, bisher nicht 
umgesteilten Ansprüche außer Kraft. Das gleiche gilt 
für die in § 4 Satz 2 bezeichneten, als fortbestehend 
geltenden Ansprüche. 

§ 15 

Anspruchsschuldner 

Anspruchsschuldner der nach §§ 5, 6, 7 und 10 zu 
erfüllenden Ansprüche ist der Bund. Dies gilt nicht, 
wenn der Gläubiger von einem Dritten Befriedigung 
für seinen Anspruch verlangen kann. 

§ 16 

Anmeldung 

Auf Grund der nach diesem Gesetz zu erfüllenden 
Ansprüche können Leistungen vom Bund nur ver- 
langt werden, soweit die Ansprüche bei der An- 
meldestelle (§ 17) fristgerecht (§ 18) angemeldet 
worden sind. 

§ 17 

Anmeldestelle 

Anmeldestelle ist für die nach diesem Gesetz 
vom Bund zu erfüllenden Ansprüche die Oberfinanz- 
direktion München. 

§ 18 

Anmeldefrist, Nachsichtgewährung 

(1) Die in §§ 5, 6, 7 und 10 bezeichneten An- 
sprüche können nur innerhalb einer Frist von einem 
Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes angemeldet 
werden. In Abweichung hiervon beginnt die Frist, 

1. wenn der Anspruch nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes entsteht, mit seiner Ent- 
stehung-, 

2. in den Fällen des § 9 Abs. 1 Nr. 2 mit dem 
Zeitpunkt, in dem nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes der Beitritt zum Abkommen 
vom 27. Februar 1953 über deutsche Aus- 
landsschulden wirksam wird; 

3. in den Fällen des § 9 Abs. 1 Nr. 3 mit 
dem Zeitpunkt, in dem nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes der Wohnsitz oder stän- 
dige Aufenthalt begründet worden ist. 

Die Frist gilt auch dann als gewahrt, wenn der An- 
spruch innerhalb der Frist bei einer unzuständigen 
Dienststelle im Geltungsbereich dieses Gesetzes an- 
gemeldet wird. 

(2) War der Antragsteller ohne sein Verschulden 
verhindert, die Anmeldefrist einzuhalten, so ist ihm 
auf Antrag Nachsicht zu gewähren. 

(3) Ablehnende Entscheidungen der Oberfinanz- 
direktion München sind nach den Vorschriften des 


Verwaltungszustellungsgesetzes vom 3. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 379) in der Fassung des § 181 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 
1960 (Bundesgesetzbl. IS. 17) zuzustellen. 

§ 19 

Klagefrist 

Lehnt die Anmeldestelle (§ 17) die Erfüllung eines 
nach § 16 angemeldeten Anspruchs ab, so kann der 
Anspruch nur innerhalb von sechs Monaten und nur 
vor dem Gericht geltend gemacht werden, das nach 
der Natur des Anspruchs zuständig ist. Dieses Ge- 
richt ist auch dann zuständig, wenn nur die Nach- 
sichtgewährung nach § 18 Abs. 2 verlangt wird. Die 
Frist ist eine Notfrist im Sinne der Zivilprozeßord- 
nung. Sie beginnt mit Zustellung des Ablehnungs- 
bescheides. Die Frist gilt auch dann als gewahrt, 
wenn der Anspruch bei einem unzuständigen Gericht 
geltend gemacht wird. 


DRITTER ABSCHNITT 

Sozialversicherungsrechtliche Ansprüche 
§ 20 

Nachversicherung 

(1) Personen, die auf Grund des Gesetzes über die 
versicherungsrechtliche Stellung der im Dienste der 
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei Be- 
schäftigten vom 4. März 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 131) versicherungsfrei waren, gelten für die Zei- 
ten der Versicherungsfreiheit, die vor dem 1. Januar 
1943 liegen und für die nach § 7 des bezeichneten 
Gesetzes Beiträge für unwirksam erklärt worden 
sind, als nachversichert. Dies gilt auch für den Fall 
des Todes, wenn rentenberechtigte Hinterbliebene 
vorhanden sind. 

(2) Die Nachversicherung gilt als in dem Ver- 
sicherungszweig durchgeführt, zu dem die unwirk- 
sam gewordenen Beiträge entrichtet worden sind. 

(3) Soweit eine Nachversicherung als durchge- 
führt gilt, gelten die daraus erworbenen Anwart- 
schaften sowie Anwartschaften aus Beiträgen, die für 
Zeiten entrichtet sind, die vor den in Absatz 1 be- 
zeichneten Zeiten liegen, zum 31. Dezember 1956 als 
erhalten, wenn der Versicherte infolge des rück- 
wirkenden Eintritts von Versicherungsfreiheit nicht 
berechtigt war, für Zeiten seit dem 1. Januar 1943 
freiwillige Beiträge zu entrichten. Satz 1 gilt als vor 
dem 1. Januar 1957 in Kraft getretene Vorschrift im 
Sinne des Artikels 2 § 42 Satz 2 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes, des Artikels 2 
§ 41 Satz 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes und des Artikels 2 § 11 Satz 2 
des Knappschaftsversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes. Boi Anwendung der bezeichneten Vorschriften 
in Fällen des Satzes 1 bedarf es für die Zeit bis zum 
Ende des Jahres des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
der Entrichtung von neun Monatsbeiträgen nicht. 
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(4) Die Weiterversicherung in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen richtet sich nach den allgemei- 
nen Vorschriften; hierbei gelten die Zeiten der Nach- 
versicherung als Zeiten, für die Beiträge für eine 
rentenversicherungspflichtige Beschäftigung entrich- 
tet sind. 

(5) Die Gewährung von Leistungen richtet sich 
nach den Vorschriften, die für den nach Absatz 2 zu- 
ständigen Versicherungszweig gelten. 

§ 21 

Beginn des Rentenanspruchs 

Wird erst durch § 20 ein Anspruch auf Rente be- 
gründet oder übersteigt die unter Berücksichtigung 
des § 20 neu festgestellte Rente die bisherige Lei- 
stung, so ist im ersten Falle die Rente, im zweiten 
Falle der höhere Betrag frühestens vom Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes an zu gewähren. 

§ 22 

Rentenfeststellung 

Soweit bei Versicherungsfällen vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bereits über den Rentenanspruch 
entschieden ist, ist die Leistung unter Berücksich- 
tigung des § 20 auf Antrag neu festzustellen, wenn 
dies für den Berechtigten günstiger ist. § 21 findet 
Anwendung. 

§ 23 

Erstattungspflicht 

Den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung 
werden die Leistungen, die auf die in § 20 Abs. 1 
bezeichneten Zeiten entfallen, vom Bund erstattet. 


ZWEITER TEIL 

Vermögenswerte der NSDAP und ihrer 
Einrichtungen 

§ 24 

V ermögensübergang 

(1) Eigentum und sonstige Vermögensrechte einer 
Einrichtung (§ 1), über die noch nicht verfügt wor- 
den ist, werden mit Inkrafttreten dieses Gesetzes ] 
Vermögen des Bundes. Dies gilt nicht für Ver- ! 
mögensrechte, über welche die zur Durchführung der | 
Direktive Nr. 50 des Kontrollrats zuständigen Stellen 
noch verfügen können. 

(2) Eigentum und sonstige Vermögensrechte einer 

Einrichtung, i 

1. die auf Grund des Artikels 2 Abs. 1 der j 
Anordnung der Alliierten Kommandatura | 
Berlin vom 23. Januar 1956 BK/0 (56) 3 | 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Ber- 
lin S. 139) in der Fassung der Anordnung : 
BK/0 (57) 3 — vom 26. Januar 1957 (Gesetz- ; 


und Verordnungsblatt für Berlin S. 178) 
auf das Land Berlin übergegangen sind, 

2. die auf Grund des Artikels 3 Abs. 1 der 
Verordnung Nr. 254 des Hohen Kommis- 
sars des Vereinigten Königsreichs für 
Deutschland vom 18. Juni 1954 (Amtsblatt 
der Alliierten Hohen Kommission für 
Deutschland S. 3003) auf ein Land übertra- 
gen sind, oder 

3. die nach Artikel 1 der Verordnung Nr. 141 
des Französischen Oberkommandos in 
Deutschland (Journal Officiel S. 1312) oder 
nach Artikel 9 der Verordnung Nr. 49-24 
des Hohen Kommissars der Republik 
Frankreich im Saargebict vom 28. Juni 
1949 (Amtsblatt des Saarlandes S. 611) 
einem Land übergeben und die nicht auf 
eine Organisation nach den Artikeln II 
oder III der Direktive Nr. 50 des Kontroll- 
rats übertragen worden sind, 

sind Vermögen des Landes. 


DRITTER TEIL 

Schlußbestimmungen 

§ 25 

Hypothekengewinnabgabe 

Bei Anwendung des § 91 des Lastenausgleichsge- 
setzes auf Verbindlichkeiten einer Einrichtung (§ 1) 
gilt diese als am 20. Juni 1948 noch bestehend. 

§ 26 

Umstellung und Hypothekengewinnabgabe 
in Sonderfällen 

§ 14 des Umstellungsgesetzes tritt hinsichtlich der 
Ansprüche außer Kraft, die sich gegen eine Einrich- 
tung im Sinne von Artikel I des Gesetzes Nr. 2 des 
Kontrollrats richten, jedoch deshalb nicht der Rege- 
lung dieses Gesetzes unterliegen, weil das Vermö- 
gen der Einrichtung nicht einheitlich als Vermögen 
einer nationalsozialistischen Einrichtung behandelt 
worden ist (§ 1 Nr. 2). Bei Anwendung der §§ 91 und 
92 des Lastenausgleichsgesetzes auf diese Ansprüche 
gilt die in Satz 1 bezeichnete Einrichtung als am 
20. Juni 1948 noch bestehend. 

27 

Verpflichtungen der Erwerber von Vermögen 

(1) Ist in den Fällen des § 3 Abs. 2 der Erwerber 
nach dem 20. Juni 1948 Schuldner eines noch nicht 
umgestellten Anspruchs geworden, tritt insoweit 
§ 14 des Umslellungsgesetzes außer Kraft. 

(2) Bei der Anwendung des § 91 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes gilt der Erwerber im Sinne des Ab- 
satzes 1 eines mit Grundpfandrechten belasteten 
Grundstücks mit Wirkung vom 20. Juni 1948 als des- 
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sen Eigentümer sowie als Schuldner des durch ein 
solches Recht gesicherten Anspruchs. Dies gilt nicht, 
wenn bei Inkrafttreten des Gesetzes Nr, 2 des Kon- 
trollrats der persönliche Schuldner nicht Eigentümer 
des Grundstücks war. § 91 Abs. 2 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes bleibt unberührt. 

(3) Bei der Anwendung des § 92 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes gilt der Erwerber im Sinne des Ab- 
satzes 1 von Vermögen einer Einrichtung (§ 1), die 
ein Unternehmen im Sinne von § 161 Abs. 2 Nrn. 3 
und 4 des Lastenausgleichsgesetzes war, mit Wir- 
kung vom 20. Juni 1948 als Schuldner. Ist das Ver- 
mögen einer Einrichtung (§ 1) auf mehrere Erwerber 
übergegangen, so gelten diese insoweit als Schuld- 
ner, als nach den für § 92 des Lastenausgleichsgeset- 
zes geltenden Grundsätzen ein Zusammenhang der 
Schuld mit dem auf den einzelnen Erwerber überge- 
gangenen Grundbesitz anzunehmen sein würde. 

§ 28 

Außerkrafttreten von Vorschriften 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes findet § 3 Abs. 2 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes keine An- 
wendung auf die in dessen § 3 Abs. 1 Nr. 4 bezeich- 
neten Ansprüche. 

§ 29 

Londoner Schuldenabkommen 

Das Abkommen vom 27. Februar 1953 über deut- 
sche Auslandsschulden und die zu seiner Ausfüh- 
rung ergangenen Vorschriften werden durch die 
Vorschriften dieses Gesetzes nicht berührt. 

§ 30 

Kosten anhängiger Gerichtsverfahren 

Soweit sich ein anhängiger Rechtsstreit durch die- 
ses Gesetz erledigt, trägt jede Partei ihre außerge- 


richtlichen Kosten und die Hälfte der gerichtlichen 
Auslagen. Gcrichtsgebühren werden nicht erhoben. 

% 

§ 31 

Freistellung von Verwaltungsgebühren 

Meldebehördliche Aufenthalts- und Wohnsitzbe- 
scheinigungen für Zwecke dieses Gesetzes sind ge- 
bührenfrei auszustellen. 

§ 32 

Amts- und Rechtshilfe 

Die Verwaltungsbehörden und Gerichte, die öffent- 
lich-rechtlichen Körperschaften und Anstalten und 
die Organisationen der Selbstverwaltung der Wirt- 
schaft haben den mit der Durchführung dieses Geset- 
zes befaßten Behörden Amts- und Rechtshilfe zu lei- 
sten. Für Rechtshilfe der Gerichte gelten die §§ 156 
bis 168 des Gerichtsverfassungsgesetzes entspre- 
chend. 

§ 33 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin; hierbei tritt in §§ 25 bis 27 an die Stelle 
des 20. Juni 1948 jeweils der 24. Juni 1948. 

§ 34 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden dritten Kalendermonats in 
Kraft mit Ausnahme der §§20 bis 23, die am ersten 
Tage des auf die Verkündung folgenden Kalender- 
rnonats in Kraft treten. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Auflösung der NSDAP und ihrer Einrichtungen 
durch das Gesetz Nr. 2 des Kontrollrats 

1. Das am 12. Oktober 1945 in Kraft getretene 
Gesetz Nr. 2 des Kontrollrats über Auflösung 
und Liquidierung der Naziorganisationen (KRG 
Nr. 2) bestimmte in Artikel I die Abschaffung 
der NSDAP, der ihr angeschlossenen Verbände 
und der von ihr abhängigen Organisationen 
einschließlich „aller anderen Nazi-Einrichtungen, 
die von der Partei als Werkzeuge ihrer Herr- 
schaft geschaffen wurden" ^). 63 Organisationen 
und Dienststellen, die im Anhang zum KRG 
Nr. 2, ergänzt durch das KRG Nr. 58^), aufge- 
führt sind, wurden ausdrücklich als aufgelöst 
erklärt. Artikel II des KRG Nr. 2 erklärte das 
Vermögen der aufgelösten und abgeschafften 
Organisationen für beschlagnahmt; der Erlaß 
allgemeiner Richtlinien (Direktiven) des Kon- 
trollrats über die Verteilung des NS-Vermögens 
wurde in der gleichen Bestimmung Vorbehal- 
ten '^). 


q Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland Nr. 1 S, 19 
und Nr. 18 S. 311 

Das KRG Nr. 2 ist Ende 1949 durch das Gesetz der 
Alliierten Hohen Kommission Nr. 16 (Amtsblatt der 
Alliierten Hohen Kommission für Deutschland 1949 
S. 72) außer Wirksamkeit gesetzt worden. 

“) Die Bestimmung lautet: 

1. Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei, 
ihre Gliederungen, die ihr angeschlossenen Ver- 
bände und die von ihr abhängigen Organisationen 
einschließlich der halbmilitärischen Organisationen 
und aller anderen Nazi-Einrichtungen, die von der 
Partei als Werkzeuge ihrer Herrschaft geschaffen 
wurden, sind durch vorliegendes Gesetz abgeschafft 
und für ungesetzlich erklärt. 

2. Diejenigen Nazi-Organisationen, die auf der Liste 
im Anhang aufgeführt sind, oder solche, die außer- 
dem zusätzlich bezeichnet werden sollten, sind aus- 
drücklich aufgelöst. 

3. Die Neubildung irgendeiner der angeführten Orga- 
nisationen, sei es unter dem gleichen oder unter 
einem anderen Namen, ist verboten. 

q Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland Nr. 17 
S. 293 

ü Die NSDAP und ihre Organisationen waren in dem 
von den westalliierten Streitkräften besetzten Gebiet 
bereits durch das SHAEF-Gesetz Nr. 5 (später als 
MilRegGes der amerikanischen bzw. der britischen 
Militärregierung Nr. 5 erneut verkündet) aufgelöst 
und verboten worden. Das KRG Nr. 2 hält sich in der 
Fassung an dieses Vorbild. Das SHAEF-Gesetz Nr. 5 
(Amtsblatt der Militärregierung Deutschland, Heft 3 
S. 11) ist durch das Dritte Gesetz zur Aufhebung des 
Bcsatzungsrechts vom 23. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 540) aufgehoben worden. Weiterhin war in der 
Proklamation Nr. 2 des Kontrollrats (Amtsblatt des 


II. Durchführung des KRG Nr. 2 

2. Die Direktive Nr. 50 des Kontrollrats vom 
29. April 1947 (KRD Nr. 50) ^) enthielt die Richt- 
linien über die Verteilung des NS-Vermögens. 

3. Hiernach waren die Vermögenswerte der 
NSDAP und ihrer Einrichtungen mit Ausnahme 
der in Textziffer 5 behandelten Vermögens- 
werte ®) wie folgt zu verteilen, soweit sie nicht 
nach Artikel VIII der KRD Nr. 50 von der Über- 
tragung ausgenommen waren: 

a) Soweit die Vermögenswerte ursprünglich 
einer Gewerkschaft, Konsumgenossenschaft, 
politischen Partei oder einer sonstigen demo- 
kratischen Organisation gehört hatten, waren 
sie diesen zurückzugeben oder auf ähnliche 
Ziele verfolgende neue Organisationen zu 
übertragen (Artikel II). 

b) Vermögenswerte, die früher religiösen, 
wohltätigen oder humanitären Zwecken ge- 
dient hatten, waren auf die Organisation, 
der die Werte ursprünglich gehört hatten, 
oder auf eine Organisation, die ähnliche Be- 
strebungen verfolgte, oder auf das Belegen- 
heitsland zu übertragen (Artikel III). 

c) Die übrigen Vermögenswerte, insbesondere 
das Neuvermögen, oder Vermögenswerte, 
deren Erwerb die zu a) und b) genannten 
Organisationen abgelehnt hatten, waren auf 
das Belegenheitsland zu übertragen (Arti- 
kel V). 

Die Durchführung der Übertragung der Ver- 
mögenswerte auf die neuen Vermögensträger 
blieb nach Artikel VI den einzelnen Zonen- 
befehlshabern überlassen. 

4. Diese Regelung hatte eine erhebliche Rechts- 
zersplitterung zur Folge, da die Zonenbefehls- 
haber voneinander abweichende Anordnungen 
trafen. In den einzelnen Besatzungszonen wurde 
wie folgt verfahren: 

a) In der amerikanischen Besatzungszone wa- 
ren auf Grund des amerikanischen Militär- 


Kontrollrats in Deutschland Nr. 1 S. 8) in Abschnitt XI 
Ziff. 38 die gesamte NSDAP als mit sofortiger Wir- 
kung aufgelöst und für ungesetzlich erklärt worden. 
Auch die Proklamation Nr. 2 hat ihre Wirksamkeit 
verloren, und zwar durch Artikel 2 des Gesetzes A-37 
der Alliierten Hohen Kommission vom 5. Mai 1955 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission für 
Deutschland Nr. 126 S. 3267). 

^) Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland 1947 Nr. 15 
S. 275 

q vgl. Artikel IX Ziff. 1 und 4 der KRD Nr. 50 

Artikel VIII der KRD Nr. 50 nimmt bestimmte Vermö- 
genswerte von der Übertragung aus, und zwar Ver- 
mögensgegenstände, die als Kriegspotential zerstört 
werden müssen, und einige andere. 
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regierungsgesetzes Nr. 58^) die Leiter der 
in dieser Zone errichteten Landesämter zur 
Übertragung des NS-Vermögens zuständig. 
Die von diesen erlassenen Übertragungsbe- 
scheide konnten zunächst durch die Militär- 
regierung aufgehoben werden. Mit Wirkung 
vom 1. Januar 1951 waren sie unanfecht- 
bar ®). 

b) In der britischen Besatzungszone ging das 
Verfügungsrecht über NS-Vermögen auf 
Grund der Verordnungen Nr. 149, 150, 159 der 
britischen Militärregierung auf sogenannte 
Prüfungsausschüsse über ®), die es auf die 
nach der KRD Nr, 50 Berechtigten zu über- 
tragen hatten. Die Entscheidung der Prü- 
fungsausschüsse war unanfechbar. Die Aus- 
schüsse wurden mit Wirkung vom 1. Juli 
1954 aufgelöst. Alle von ihnen bis dahin 
noch nicht übertragenen NS-Vermögenswerte 
gingen kraft Gesetzes in die Verfügungs- 
gewalt des Belegenheitslandes über 

c) In der französischen Besatzungszone — außer 
Saarland — ging nach der Verordnung 
Nr. 141 des Französischen Oberkommandos 
in Deutschland die Verwaltung aller NS- 
Vermögenswerte auf das Belegenheitsland 
über. Die Übertragung des Eigentums auf 
die in Textziffer 3 genannten Rechtsträger 
wurde der Landesgesetzgebung überlas- 
sen ^“). 


") Gesetz Nr. 58 zur Durchführung der Kontrollratsdirek- 
tive Nr. 50 vom 29. Juni 1947 (Amtsblatt der Militär- 
regierung Deutschland — Amerikanisches Kontroll- 
gebiet — Ausgabe E S. 16), geändert durch die Durch- 
führungsverordnung Nr. 1 vom 11. Dezember 1950 — 
Amtsblatt AHK Nr. 42 S. 716. Vgl. im übrigen auch 
Durchführungsanweisungen vom 11. Juni 1947 nebst 
Nachtrag Nr. 1 vorn 29. Juni 1947 

®) vgl. Durchführungsverordnung Nr. 1 

Amtsblatt der Militärregierung Deutschland — Briti- 
sches Kontrollgebiet — Nr. 24 S. 787, 788 und Nr. 25 
S. 827. Vgl. hierzu BGH vom 15. Januar 1959 (Wert- 
papier-Mitteilungen — WM — 1959 S. 598 [600]) 

»0) Artikel 3 der britischen VO Nr. 254, Amtsblatt AHK 
1954 Nr. 116 S. 3003 ' 

*h VO Nr. 141 über die Zuweisung der Vermögenswerte, 
die Nazi-Organisationen, militärischen und militärähn- 
lichen Verbänden gehört haben (Amtsblatt des Fran- 
zösischen Oberkommandos in Deutschland Nr. 125 
vom 23. Dezember 1947 S. 1312) 

^-) Baden 

Badisches Gesetz über den Heimfall des Vermögens 
der nationalsozialistischen, militärischen und militär- 
ähnlichen Organisationen (Heimfallgesetz) vom 21. Juni 
1949 (Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt S, 276), 
geändert durch Gesetz vom 6. September 1950 (Badi- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S, 281) 

Rheinland-Pfalz 

Landesverordnung über die Verwertung des Vermö- 
gens nationalsozialistischer Vereinigungen vom 
19. August 1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz I S. 345), geändert 
durch VO vom 23. Oktober 1951 (Gesetz- und Ver- 


Im Saarland wurde das NS-Vermögen nach 
der Verordnung Nr. 49 — 24 des Hohen 
Kommissars der Republik Frankreich im 
Saargebiet vom 28. Juni 1949^^) der Regie- 
rung des Saarlandes zur Verwaltung über- 
geben mit der Maßgabe, die erforderlichen 
Maßnahmen entsprechend den Bestimmun- 
gen dieser Verordnung durch Einzelanord- 
nungen zu treffen. 

d) Im Lande Berlin erging eine Regelung, die im 
wesentlichen der für die britische Besat- 
zungszone erlassenen entsprach 

5. Artikel IX der KRD Nr. 50 nahm Bargeld, Geld- 
forderungen und Wertpapiere zunächst von 
der Übertragung auf neue Rechtsträger aus 
(vgl. Tz, 3). Das bei der Währungsumstellung 
noch vorhandene Bargeld mußte nach § 10 des 
Währungsgesetzes abgeliefert werden, ohne 
daß ein Umtausch in Deutscher Mark erfolgte. 
Reichsmark-Guthaben bei Geldinstituten und 
sonstige Reichsmarkansprüche gegen Geldinsti- 
tute erloschen nach § 9 in Verbindung mit § 1 
Abs. 1 Ziff, 1 Buchstabe c Doppelbuchstabe dd 
des Umstellungsgesetzes bzw. nach § 1 Abs. 1 
der 31. Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz ^•'). Geldforderungen und Wertpa- 
piere wurden später in der amerikanischen und 
der französischen Besatzungszone nach den Be- 
stimmungen der KRD Nr, 50 ebenfalls auf die 
in Tz. 3 bezeichneten Rechtsträger (Organisatio- 
nen und Belegenheitsländer) übertragen ^®). In 
der britischen Zone hingegen wurden nur solche 
Werte übertragen, die demokratischen Organi- 


ordnungsblatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
S. 183) 

Württemberg-Hohenzollern 

Verordnung des Staatsministeriums zur Durchführung 
der Verordnung Nr. 141 vom 8. April 1949 (Regie- 
rungsblatt Württemberg-Hohenzollern S. 139) 

i'^) Amtsblatt Saarland 1949 Nr. 48 (F) S. 611 

^0 BK/O (49) 18, ergänzt und geändert durch BK/O (49) 
57 und BK/O (49) 120, in Verbindung mit der BK/O 
(56) 3, geändert durch BK/O (57) 3 (Verordnungsblatt 
für Groß-Berlin 1949 Teil I S. 77, 113, 196, GVOBl 
Berlin 1956 S. 139 und 1957 S, 178) 

^■'^) In Berlin finden sich entsprechende Vorschriften in 
Artikel 9 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 1 Nr. 1 c II 
der Umstellungs-Verordnung und in § 2 Buchstabe b 
bzw. in § 41 Abs. 1 Buchstabe b des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes, im Saarland in § 2 Nr. 4 des 
Gesetzes über die Umwandlung von Reichsmarkgut- 
haben im Saarland vom 15. April 1961 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 441) 

^‘^) OMGUS-Anweisung vom 9. August 1948 (vgl. Mitt. 
Bank deutscher Länder Nr. 1020/50 und Mitteilungs- 
blatt des Bayerischen Landesamtes für Vermögens- 
verwaltung und Wiedergutmachung vom 25. Septem- 
ber 1948, Nr. 11 S. 118), sowie Badische VO vom 
16. Mai 1950 (Badisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 263), Rheinland-Pfälzische VO vom 9. August 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt der Landesregie- 
rung Rheinland-Pfalz S. 257) und Württ.-Hohenz. VO 
vom 20. Oktober 1950 (Regierungsblatt Württemberg- 
Hohenzollern, S. 298) 
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sationen entzogen worden waren Die rest- 
lichen Werte werden in der britischen Zone 
heute noch treuhänderisch verwaltet. 

Für den amerikanischen und den britischen Sek- 
tor von Berlin galt eine ähnliche Regelung wie 
in den entsprechenden Besatzungszonen je- 
doch wich die im britischen Sektor getroffene 
Regelung insofern von der in der britischen Be- 
satzungszone getroffenen ab, als die verbliebe- 
nen Geldforderungen und Wertpapiere der 
Stadt Berlin als Treuhänder für einen zukünf- 
tigen deutschen Staat übertragen wurden, der 
„von den britischen Behörden als geeignet an- 
erkannt wird, das endgültige Eigentum zu ha- 
ben" (Artikel 5 der britischen VO Nr. 202). 
Für den französischen Sektor ist keine Rege- 
lung erfolgt, da hier derartige Werte nicht be- 
kanntgeworden sind. 

Eine weitere Regelung ist durch das Allgemeine 
Kriegsfolgengesetz (AKG) vom 5. November 
1957 erfolgt. Die nach § 30 AKG für ablösbar 
erklärten Kapitalanlagen sind nach § 32 Abs. 1 
Nr. 6 AKG von der Ablösung ausgeschlossen, 
es sei denn, sie stehen auf Grund eines Über- 
tragungsaktes einer Übertragungsbehörde einer 
der in Artikel II oder III der KRD Nr. 50 be- 
zeichneten Organisationen zu (§ 32 Abs. 3 AKG). 

6. Die Rechtsverhältnisse der DAF-Versicherungs- 
gesellschaften wurden durch das Gesetz Nr. 57 
des Kontrollrats in Verbindung mit dem Ge- 
setz Nr. 59 der Alliierten Hohen Kommission 
besonders geregelt-^). 

7. Die NS-Verbindlichkeiten wurden durch die 
KRD Nr. 50 verschieden geregelt, je nachdem, 
ob NS-Vermögenswerte einer Organisation, der 
sie früher gehört hatten, zurückzugeben oder 
auf eine Nachfolgeorganisation oder auf das 
Belegenheitsland zu übertragen waren. 

a) War der Erwerber von NS-Vermögenswer- 
ten eine Organisation, so konnten die Zonen- 
befehlshaber nach ihrem Ermessen verlan- 
gen, daß „der Erwerber die Schulden ganz 
oder teilweise bezahlt oder übernimmt und 
für jeden Wertzuwachs Zahlung leistet oder 
die Haftung übernimmt nach den für die 
Rückerstattung geltenden Grundsätzen" (Ar- 
tikel IV der KRD Nr. 50). 

b) Waren Vermögenswerte auf das Belegen- 
heitsland zu übertragen, so ging „jegliche 
Haftung und Belastung, die auf diesen Ver- 
mögenswerten ruht", bis zur Höhe des Wer- 
tes des Vermögensgegenstandes auf das 


^^) Artikel 4 Ziff. 3 der britischen MilRegVO Nr. 202 
(Amtsblatt der Kontrollkommission Deutschland — 
britischen Zone - Teil 10 B - 19) 

^®) amerikanische Anordnung vom 17. Oktober 1950 und 
britische Verordnung Nr. 202 (Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin Teil I 1950 S. 487 bzw. S. 15 und S. 214) 

^®) Bundesgesetzbl. I S. 1747 

2®) Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland Nr. 17 
S. 289; Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission 
für Deutschland Nr. 61 S. 1017 


Land über (Artikel V Abs. 5). Wegen der 
sonstigen Verbindlichkeiten sollte eine An- 
weisung des Kontrollrats an die Zonen- 
befehlshaber noch ergehen, wobei aber die 
Grundsätze dieser vorgesehenen Anweisung 
teilweise bereits in der KRD Nr. 50 selbst 
festgelegt waren (Artikel V Abs. 6). Sie lau- 
teten; 

„Diese Haftung darf in keinem Falle den 
Wert des durch das Land oder die Provinz 
von der betreffenden Organisation erwor- 
benen Vermögens übersteigen, wobei die 
darauf ruhenden Lasten in Anrechnung zu 
bringen sind. Die von dem Land oder der 
Provinz nach Maßgabe dieses Absatzes zu 
begleichenden Schulden dürfen nicht den Be- 
trag übersteigen, der verbleibt, nachdem alle 
sonstigen Mittel der Organisation zur Til- 
gung der Schulden verwendet worden sind. 
Der so verbleibende Schuldbetrag ist auf 
alle Länder und Provinzen im Verhältnis zu 
dem Wert des Vermögens der betreffenden 
Organisationen, welches jedes einzelne Land 
oder jede einzelne Provinz erhalten hat, zu 
verteilen. Die Erfüllung solcher Verbindlich- 
keiten kann vor dem Erlaß weiterer Anwei- 
sungen der Alliierten Kontrollbehörde nicht 
verlangt werden." 

Diese dem Kontrollrat vorbehaltene Anwei- 
sung ist nicht mehr erlassen worden. 

c) Soweit Vermögen auf Grund von Artikel III 
auf ein Land übertragen wurde, konnte ihm 
die Übernahme einer Verbindlichkeit gemäß 
Artikel IV auferlegt werden. 

8. Soweit eine Verbindlichkeit einer NS-Einrich- 
tung einem Erwerber gemäß Artikel IV der 
KRD Nr. 50 zur Erfüllung auferlegt worden ist 
oder soweit sie gemäß Artikel V Abs. 5 der 
KRD Nr. 50 auf einem auf ein Land übertrage- 
nen Vermögenswert ruht, ist Schuldner der Er- 
werber (vgl. Tz. 26). Diese Verbindlichkeiten 
fallen nicht unter den Ersten Teil des Gesetzes, 
der sich nur auf Verbindlichkeiten der NSDAP 
oder ihrer Einrichtungen bezieht. Soweit für 
diese Erwerberverbindlichkeiten noch eine Rege- 
lung erforderlich ist (Umstellung, Hypotheken- 
gewinnabgabe), sieht dies § 27 vor. 

9. Da es somit auch hinsichtlich der NS-Verbind- 
lichkeiten an einer die Zonenbefehlshaber in 
allen Punkten bindenden Regelung fehlte, er- 
gab sich bei der Durchführung der KRD Nr. 50 
ebenfalls eine Rechtszersplitterung. 

a) In der amerikanischen Zone hatten die Or- 
ganisationen, auf die NS-Vermögenswerte 
übertragen wurden, nach Ziffer 6 der Durch- 


^0 Soweit es sich um Reichsmark-Verbindlichkeiten han- 
delt, kann die Erfüllung auch abgelehnt werden, weil 
NS-Verbindlichkeiten nach § 14 UmstellungsGes von 
der Umstellung auf Deutsche Mark ausgenommen 
worden sind. Schließlich kann auch auf Grund von 
§ 3 Abs. 2 des AKG eine Erfüllung von öffentlichen 
Rechtsträgern bis zu einer gesetzlichen Regelung der 
NS-Verbindlichkeiten nicht gefordert werden. 
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führungsanweisungen zum Gesetz Nr. 58 
grundsätzlich alle Schulden zu bezahlen oder 
zu übernehmen und etwaigen Wertzuwachs 
nach den gleichen Grundsätzen auszuglei- 
chen, welche für Vermögenswerte gelten, die 
an Opfer nationalsozialistischer Verfol- 
gungsmaßnahmen zurückzuerstatten sind. 

b) In der britischen Zone bestimmten die Prü- 
fungsausschüsse auf Grund der Verordnun- 
gen Nr. 149, 150 und 159 im Einzelfall nach 
ihrem Ermessen, ob und welche Schulden der 
Erwerber zu übernehmen und in welcher 
Höhe er für einen Wertzuwachs eine Aus- 
gleichszahlung an das Belegenheitsland zu 
leisten hatte. 

c) In der französischen Zone war die Haftung 
für Verbindlichkeiten in den einzelnen Lan- 
desgesetzen verschieden geregelt. 

d) In Berlin (West) entsprach die Regelung der 
Verbindlichkeiten der der britischen Zone. 

10. Diese Rechtszersplitterung bereitet einer Rege- 
lung der NS-Verbindlichkeiten Schwierigkeiten. 
Hinzu kommt, daß die Auffassung der einzelnen 
Zonenbefehlshaber bzw. der von ihnen ein- 
gesetzten deutschen Stellen über den Charak- 
ter einer Einrichtung als „Werkzeug der 
NSDAP" und damit als NS-Organisation unter- 
schiedlich war. So sind z. B. die Gauwirtschafts- 
kammern und die Reichsärztekammer in der 
amerikanischen Zone als NS-Einrichungen, in 
der britischen Zone hingegen nicht als solche 
angesehen worden; das Vermögen der „Gemein- 
nützige Kriegersiedlung der Nationalsozialisti- 
schen Kriegsopferversorgung GmbH" ist im ge- 
samten Bundesgebiet nach der KRD Nr. 50 
übertragen worden, nicht hingegen in Berlin 
(vgl. Tz. 23). 

Dieser Verschiedenartigkeit der Rechtslage muß 
der Gesetzentwurf Rechnung tragen. 


IIL Zuständigkeit des Bundes für eine gesetzliche 
Regelung des NS-Vermögens 
und der NS-Verbindlichkeiten 

11. Die NSDAP und einige ihrer Unterorganisatio- 
nen waren ursprünglich eingetragene Vereine 
bürgerlichen Rechts. § 1 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat 
— Einheitsgesetz — vom 1. Dezember 1933 ^^) 
wandelte die NSDAP in eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts um. Der „Nationalsozialisti- 
sche Deutsche Arbeiterverein e. V." — unter 
dieser Bezeichnung war die NSDAP im Vereins- 
register eingetragen — sowie der „Verein Hit- 
ler-Jugend-Bewegung e. V." wurden im Ver- 
einsregister gelöscht, ihr Vermögen ging liqui- 
dationslos auf die neue Körperschaft des öffent- 


22) Reidisgesetzbl. I S. 1016 

Durch Erlaß des Führers über die Rechtsstellung der 
NSDAP vom 12. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 733] 
wurde deren besondere Rechtsstellung unterstrichen. 


liehen Rechts über 2 ®). Die §§ 2 und 3 der Durch- 
führungsverordnung bestimmten, welche Orga- 
nisationen als Gliederungen und welche als an- 
geschlossene Verbände der NSDAP anzusehen 
waren. Danach waren Gliederungen: 

Die SA, 
die SS, 

das Nationalsozialistische Kraftfahrkorps, 

die Hitler-Jugend (einschließlich des Jung- 
volks, des Bundes Deutscher Mädel und 
der Jungmädel), 

der NS-Deutsche Dozentenbund ^^) 
der NS-Deutsche Studentenbund, 
die NS-Frauenschaft. 

AngeschlO'Ssene Verbände waren: 

Der NS-Deutsche Ärztebund e. V., 

der NS-Rechtswahrerbund e. V. -^), 

der NS-Lehrerbund e. V., 

die NS-Volkswohlfahrt e. V., 

die NS-Kriegsopferversorgung e. V., 

der Reichsbund der Deutschen Beamten 
e. V., 

der NS-Bund Deutscher Technik ^^), 

die Deutsche Arbeitsfront (einschließlich 
der NS-Gemeinschaft „Kraft durch Freude"). 

Die Gliederungen besaßen keine eigene Rechts- 
persönlichkeit und kein eigenes Vermögen im 
Gegensatz zu den angeschlossenen Verbänden, 
die eingetragene Vereine mit eigener Rechts- 
persönlichkeit waren. Der NS-Bund Deutscher 
Technik und die Deutsche Arbeitsfront nahmen 
eine Sonderstellung ein. Ihre Rechtsnatur ist 
umstrittenes). Alle angeschlossenen Verbände 
unterstanden jedoch, ebenso wie die Gliede- 
rungen, der Finanzaufsicht des Reichsschatz- 
meisters der NSDAP (§ 5 der Durchführungs- 
verordnung). 

12. - Der dem Bund in Artikel 135 Abs. 5 des Grund- 

gesetzes erteilte Auftrag, die Rechtsnachfolge 
und Auseinandersetzung hinsichtlich des Ver- 
mögens nicht mehr bestehender Körperschaften 
des öffentlichen Rechts durch Bundesgesetz zu 
regeln, gilt auch für die NSDAP. Der Sinn die- 
ser Bestimmung geht dahin, die Abwicklung der 
de jure oder de facto aufgelösten Körperschaf- 
ten bundeseinheitlich zu regeln. 

13. Im Schrifttum finden sich kaum Zweifel an der 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Auch die 

23) § 1 der Durchführungsverordnung zum Einheitsgesetz 
vom 29. März 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 502) 

2^ eingefügt bzw. Namensbezeichnung geändert durch 
die 3. bzw. 5. Ausführungsbestimmung vom 5. Dezem- 
ber 1935 bzw. 12. Januar 1938 (Reichsgesetzbl. I 1935 
S. 1523 bzw. I 1938 S. 36) 

25) Im NS-Schrifttum wurde die Deutsche Arbeitsfront als 
„Nationalsozialistische Gemeinschaft" bezeichnet, die 
eine besondere Gruppe innerhalb des Typus der Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts bilde. 
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Begründungen zum Entwurf eines Allgemeinen 
Kriegsfolgengesetzes und zum Entwurf eines 
Bundesgesetzes zur Regelung der rückerstat- 
tungsrechtlichen Geldverbindlichkeiten des Deut- 
schen Reichs und gleichgestellter Rechtsträ- 
ger (Bundesrückerstattungsgesetz — BRüG) 
gehen von der Gesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes hinsichtlich der Verbindlichkei- 
ten der NSDAP aus. Der Gesetzgeber hat 
auch in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesrückeirstat- 
tungsgesetzes vom 19. Juli 1957 ^®) die rück- 
erstattungsrechtlichen Geldansprüche gegen die 
NSDAP und ihre Einrichtungen in die gesetz- 
liche Regelung des Bundesrückerstattungsge- 
setzes einbezogen und die sonstigen Ansprüche 
gegen die NSDAP und ihre Einrichtungen in § 3 
Abs. 1 Nr. 4 AKG einer besonderen Regelung 
Vorbehalten. 

14. Die angeschlossenen Verbände, die die Rechts- 
form eines eingetragenen Vereins besaßen, wa- 
ren von der NSDAP nicht zu trennende Glieder, 
die nur dem äußeren Anschein nach den Geset- 
zen des bürgerlichen Rechts unterlagen. Die Be- 
fugnis aus Artikel 135 Abs. 5 des Grundgeset- 
zes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
NSDAP erstreckt sich sonach aus dem Gesichts- 
punkt des Sachzusammenhangs auch auf die 
Regelung der Rechtsverhältnisse der ange- 
schlossenen Verbände. Die im vorangegange- 
nen Absatz erwähnten Entwurfsbegründungen 
gehen auch von dieser Rechtsmeinung aus. Das 
gleiche gilt auch für die zahlreichen Wirtschafts- 
unternehmen der NSDAP, ihrer Gliederungen 
und angeschlossenen Verbände, die in die Form 
von Unternehmen des privaten Rechts geklei- 
det waren 

IV. Die leitenden Gedanken des Gesetzentwurfs 

15. Zunächst ist zu unterscheiden zwischen den 
Verbindlichkeiten, die Erwerbern auferlegt wor- 
den sind, die sich also nicht mehr gegen eine 
NS-Einrichtung richten (Erwerberverbindlich- 
keiten) und den Verbindlichkeiten, die sich 
auch weiterhin gegen die NSDAP oder eine 
ihrer Einrichtungen richten (NS-Verbindlich- 
keiten). 

Bei der Regelung der NS-Verbindlichkeiten 
wäre es schon aus politischen Gründen untrag- 
bar, die Gläubiger der NSDAP und der NS-Ein- 
richtungen besserzustellen als die Gläubiger 
des Deutschen Reichs und des ehemaligen Lan- 
des Preußen im AKG. Die dort vorgesehenen 
Leistungen müssen deshalb die oberste Grenze 


Bundestagsdrucksache 2. Wahlperiode 1659, Textzif- 
fer 20 

Bundestagsdrucksache 2. Wahlperiode 2677, Teil I 
Ziff. 3 

2®) Bundesgesetzbl. I S. 734 

vgl. hinsichtlich des Volkswagenwerks Sitzungsnie- 
derschrift des Rechtsausschusses des Bundesrates vom 
31. März 1960 — R 0055 - R 34/60 — 


dessen bilden, was den NS-Gläubigern zugebil- 
ligt werden kann. 

16. Der im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Rege- 
lung kann nicht entgegengehalten werden, daß 
die öffentliche Hand Eigentümer eines wesent- 
lichen Teils des NS-Vermögens geworden sei 
und daß sie deshalb auf Grund des in § 419 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs bei vertraglichen Ver- 
mögensübernahmen ausgesprochenen Grund- 
satzes bis zur Höhe der übernommenen Ver- 
mögenswerte zur Befriedigung der NS-Gläu- 
biger Haushaltsmittel einsetzen müsse. Abge- 
sehen davon, daß auch nach der neueren Recht- 
sprechung § 419 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
weder unmittelbar noch entsprechend auf Öffent- 
lich-rechtliche oder hoheitliche Vorgänge an- 
wendbar ist, darf nicht übersehen werden, daß 
der Bund und die Länder im Rahmen der über- 
nommenen Wiedergutmachungsleistungen in 
weitem Umfange Verpflichtungen erfüllen, wel- 
che — bürgerlich- rechtlich — Verbindlichkeiten 
der NSDAP oder sonstiger NS-Einrichtungen 
darstellen, denen im Rahmen einer NS-Schul- 
denregelung zweifellos der Vorrang gegenüber 
allen übrigen gegen die NSDAP gerichteten An- 
sprüchen zustehen müßte. Diese im Rahmen der 
Wiedergutmachung aufzubringenden Leistun- 
gen übersteigen bei weitem den Wert des beim 
Zusammenbruch vorhanden gewesenen NS-Ver- 
mögens. Der Entwurf schlägt daher vor, die NS- 
Verbindlichkeiten nur zu erfüllen, soweit dies 
soziale Erwägungen oder zwingende sachliche 
Gründe erfordern, 

17. Das NS-VermÖgen ist, wie sich aus den Aus- 
führungen zu Textziffern 3 bis 5 ergibt, von 
unbedeutenden Ausnahmen abgesehen, auf 
neue Rechtsträger übertragen worden. An dem 
dadurch geschaffenen Besitzstand soll nichts 
geändert werden, obgleich einige Einrichtungen 
zu Unrecht als NS-Einrichtungen behandelt 
worden siind und obgleich bei der Verteilung 
von NS-Vermögen einige Organisationen auf 
Kosten solcher Vereinigungen oder Verbände 
besonders vorteilhaft abgeschnitten haben, die 
verhältnismäßig spät nach dem Zusammenbruch 
gegründet worden sind. Diese Unbilligkeiten 
müssen jedoch im Interesse des Rechtsfriedens 
in Kauf genommen werden. Einer bundesein- 
heitlichen, der späteren Entwicklung besser ge- 
recht werdenden Neuverteilung des NS-Vermö- 
gens würde Artikel 14 des Grundgesetzes ent- 
gegenstehen. Im übrigen würde dies eine Über- 
prüfung sämtlicher Ubertragungsakte erfordern 
und eine Fülle von Rechtsstreitigkeiten zur 
Folge haben. Es soll daher an der durch die 
Militärregierungen geschaffenen unterschied- 
lichen Rechtslage nichts geändert werden. 

18. Das geringe noch nicht übertragene NS-Vermö- 
gen (vgl. Tz. 5) soll, soweit es nicht der KRD 
Nr. 50 und damit dem Verfügungsrecht der 
Länder unterliegt, auf den Bund übergehen. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, das dem Bund 
zufließende NS-Vermögen für Zwecke der Wie- 
dergutmachung zu verwenden. 
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B. Besonderer Teil 


Zum Ersten Teil 

(Ansprüche 
gegen die NSDAP und ihre Einrichtungen) 

Zu § 1 

19. § 1 stellt durch den Hinweis auf § 3 Abs. 1 
Nr. 4 AKG klar, daß das Gesetz die dort vor- 
behaltene gesetzliche Regelung bringen soll. 

20. Wie in Textziffer 10 ausgeführt ist, war mit- 
unter die Auffassung der einzelnen Zonen- 
befehlshaber, ob eine Einrichtung als Werk- 
zeug der NSDAP anzusehen ist, nicht einheit- 
lich. Es ist daher zunächst erforderlich zu be- 
stimmen, welche Verbindlichkeiten durch das 
Gesetz erfaßt werden sollen. Die Bundesregie- 
rung schlägt folgende Lösung vor: 

a) Dem Gesetz werden einmal die Verbindlich- 
keiten der NSDAP selbst, ihrer Gliederun- 
gen und angeschlossenen Verbände sowie 
der im Anhang zum KRG Nr. 2 im einzelnen 
aufgeführten Einrichtungen unterworfen. Da 
insoweit eine Begriffsbestimmung durch den 
Kontrollratsgesetzgeber vorliegt, kann es 
keine Zweifel geben, welche Verbindlich- 
keiten unter § 1 Nr. 1 fallen. 

b) Einbezogen sind ferner Verbindlichkeiten 
solcher nicht unter a) fallender Einrichtun- 
gen, deren übertragungsfähiges Vermögen 
von allen Übertragungsbehörden überein- 
stimmend als Vermögen einer NS-Einrich- 
tung übertragen worden ist. Durch die ein- 
heitliche Behandlung haben die betreffen- 
den Einrichtungen faktisch zu bestehen auf- 
gehört; eine Fortsetzung war ihnen nach 
Artikel I Abs. 3 des KRG Nr. 2 nicht mög- 
lich, da sie nach Auffassung sämtlicher 
Zonenbefehlshaber NS-Einrichtungen waren. 
An den dadurch geschaffenen Zustand 
knüpft § 1 Nr. 2 an. Bei der Anwendung 
des Gesetzes ist daher eine Prüfung, ob 
diese einheitlich behandelten Einrichtungen 
„Werkzeuge der Partei" waren, nicht erfor- 
derlich. Es ist lediglich festzustellen, ob die 
Auffassung der Übertragungsbehörden hin- 
sichtlich der NS-Eigenschaft einheitlich 
war. 

War nur iin Bereich einer Übertragungs- 
behörde Vermögen einer Einrichtung vor- 
handen, das diese Behörde als NS-Vermögen 
übertragen hat, liegt ebenfalls eine einheit- 
liche Behandlung des Vermögens der Ein- 
richtung vor. Um jedoch Ansprüche gegen 
Einrichtungen auszuschließen, die nur in der 
sowjetischen Besatzungszone Vermögen be- 
saßen, das von den dortigen Dienststellen 
übereinstimmend nach der KRD Nr. 50 über- 


tragen worden ist, sieht der Entwurf vor, 
daß nur die Entscheidungen von Übertra- 
gungsbehörden im Bundesgebiet und im 
Land Berlin zu beachten sind. 

21. Nicht einbezogen sind danach die Verbindlich- 
keiten solcher Einrichtungen, die von den ein- 
zelnen Übertragungsbehörden verschieden beur- 
teilt worden sind. Eine unterschiedliche Be- 
handlung liegt jedoch nicht vor, wenn in einer 
Besatzungszone Vermögen übertragen worden 
ist, in einer anderen jedoch keine Übertragung 
erfolgt ist, obwohl übertragungsfähiges Ver- 
mögen vorhanden war, weil kein Antrag auf 
Übertragung gestellt worden ist; denn in die- 
sem Falle liegt keine abweichende Entschei- 
dung einer Übertragungsbehörde vor. 

22. Der Entwurf geht damit einen anderen Weg 
als der Entwurf eines Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse nicht mehr bestehender 
öffentlicher Rechtsträger (Rechtsträger-Abwick- 
lungsgesetz), das die ihm unterworfenen Ein- 
richtungen namentlich aufführt. Eine allge- 
meine Begriffsbestimmung anstelle einer Ein- 
zelaufzählung war im vorliegenden Gesetz 
vorzuziehen, da z. B. zahlreiche Vereine oder 
Handelsgesellschaften, die nur in einer Be- 
satzungszone Vermögen besaßen, als Werk- 
zeuge der NSDAP behandelt worden sind. 
Dem Entwurf hätte daher eine umfangreiche 
Liste beigefügt werden müssen, obwohl die 
meisten Verbindlichkeiten nach dem Entwurf 
erlöschen (vgl. Tz. 28) und die Liste daher weit- 
gehend ohne praktischen Wert wäre. 

23. Nicht diesem Gesetz unterliegen die Verbind- 
lichkeiten der nicht einheitlich behandelten Ein- 
richtungen. In der Regel werden diese keine 
„Werkzeuge der Partei" gewesen sein; hinsicht- 
lich der Gemeinnützigen Kriegersiedlung der 
Nationalsozialistischen Kriegsopferversorgung 
GmbH (GKS/NSKOV), deren im Bundesgebiet 
belegenes Vermögen auf Grund der KRD Nr. 50 
übertragen wurde, während sie in Berlin als 
nicht von der Auflösung durch das KRG Nr. 2 
betroffen angesehen worden ist, hat sich je- 
doch der Bundesgerichtshof der Auffassung der 
Übertragungsbehörden im Bundesgebiet ange- 
schlossen und hat die GKS/NSKOV als Ein- 
richtung der NSDAP angesehen (BGH vom 
15. November 1960, WM 1961 S. 306). 

Der Entwurf geht davon aus, daß die nicht ein- 
heitlich behandelten Einrichtungen in der Regel 
noch bestehen. Soweit sie keine „Werkzeuge 
der Partei" waren, sind sie nicht durch das 
KRG Nr. 2 aufgelöst worden. Soweit jedoch 
eine Einrichtung, die „Werkzeug der Partei" 
war, in einem Gebiet nicht als NS-Einrichtung 
angesehen worden ist, wie die GKS/NSKOV, 
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muß sie als in diesem Gebiet noch fortbeste- 
hend fingiert werden. In beiden Fällen richtet 
sich die Abwicklung der aus der NS-Zeit her- 
rührenden Verbindlichkeiten nach dem bürger- 
lichen Recht; die Gläubiger müssen sich an das 
Vermögen der noch bestehenden oder als noch 
bestehend fingierten Einrichtung halten, soweit 
nicht eine Verbindlichkeit einem Erwerber zur 
Erfüllung auferlegt worden ist und sich der 
Anspruch daher gegen den Erwerber richtet 
(vgl. Tz. 26). Ob dies im Einzelfall zutrifft oder 
ob der Erwerber nur die Haftung für eine Ver- 
bindlichkeit der Einrichtung übernehmen sollte, 
die Einrichtung mithin Schuldnerin der Ver- 
bindlichkeit geblieben ist, ist Frage der Aus- 
legung des Übertragungsbescheids. 

Nicht unter das Gesetz fallen ferner die Ver- 
bindlichkeiten der — noch bestehenden — 
Bank der Deutschen Arbeit, da ihr Vermögen 
nicht nach der KRD Nr. 50 übertragen worden 
ist, auch wenn der Bundesgerichtshof sie als 
NS-Einrichtung angesehen hat (Urteil vom 

25. Februar 1953, NJW 1953 S. 817). 

Zu § 2 

24. Unter den Einrichtungen, deren Vermögen ein- 
heitlich als NS-Vermögen übertragen worden 
ist, befanden sich auch Rechtsträger, bei denen 
es zweifelhaft sein kann, ob sie Werkzeuge der 
Partei oder eine von ihr abhängige Organisa- 
tion im Sinne von Artikel I Abs. 1 des KRG 
Nr. 2 waren und ob sie deshalb durch diese 
Vorschrift aufgelöst worden sind. Soweit dies 
der Fall ist, hat § 2 nur feststellende Bedeu- 
tung. Die Bestimmung hat jedoch rechtsgestal- 
tende Wirkung bei solchen Einrichtungen, die 
bei objektiver Würdigung ihrer Tätigkeit und 
ihres Einflusses während der NS-Zeit nicht als 
Werkzeuge der Partei angesehen werden kön- 
nen und die deshalb nicht durch das KRG Nr. 2 
aufgelöst worden sind. Im Interesse der Rechts- 
klarheit erschien es geboten zu bestimmen, daß 
nunmehr diese bisher nicht gesetzlich aufge- 
lösten, tatsächlich jedoch nicht mehr bestehen- 
den Rechtsträger auch de jure zu bestehen auf- 
gehört haben. 


Zu § 3 

25. § 3 Abs. 1 schließt von der Regelung dieses Ge- 
setzes Ansprüche aus, die bereits in anderen 
Gesetzen geregelt sind. In Betracht kommen 
etwa das Gesetz Nr. 57 des Kontrollrats betr. 
Auflösung von der Deutschen Arbeitsfront an- 
geschlossenen Versicherungsgesellschaften (vgl. 
Tz. 6), die Rückerstattungsgesetze der Militär- 
regierungen und das Bundesrückerstattungsge- 
setz (vgl. Tz. 13). Die Vorschrift entspricht § 1 
Abs. 2 AKG. 

Die Gestapo, die Waffen-SS, der RAD und die 
OT waren Einrichtungen des Deutschen Reichs, 
die jedoch im Anhang zum KRG Nr. 2 als Ein- 
richtungen der NSDAP aufgeführt worden sind. 


Sie waren keine selbständigen Vermögensträ- 
ger. Die in ihrem Bereich begründeten Ansprü- 
che richteten sich gegen das Deutsche Reich und 
sind daher bereits durch das AKG geregelt. Ab- 
satz 1 Satz 2 hat somit nur klarstellende Be- 
deutung. 

26. § 3 Abs. 2 dient ebenfalls der Klarstellung. Wie 
in Textziffer 7 Buchstaben a und c ausgeführt 
ist, konnten die Zonenbefehlshaber nach Ar- 
tikel IV der KRD Nr. 50 verlangen, daß eine 
Organisation oder ein Land, denen NS-Vermö- 
gen übertragen wurde, „die Schulden ganz oder 
teilweise bezahlt". Soweit eine solche Auferle- 
gung von Verbindlichkeiten erfolgt ist, richtet 
sich der Anspruch gegen den Erwerber. Soweit 
der Anspruch noch auf Reichsmark lautet (vgl. 
Fußnote 21), erfolgt die Umstellung auf Deut- 
sche Mark in § 27 Abs. 1. 

Entsprechendes gilt für die Fälle, in denen ein 
Vermögensgegenstand auf ein Land über gegan- 
gen ist, da in diesen Fällen nach Artikel V Abs. 5 
der KRD Nr. 50 „jegliche Haftung und Bela- 
stung, die auf dem übertragenen Vermögenswert 
ruht", bis zur Höhe des Wertes des Vermögens- 
gegenstandes auf das Land überging [vgl. 
Tz. 7 b)]. Da der Ausdruck „ruhen auf" dem 
deutschen Recht fremd ist, war es erforderlich, 
ihn zu bestimmen. Nach Auffassung der Bun- 
desregierung umfassen die in den englischen 
und französischen Texten verwendeten Aus- 
drücke: charges, encumbrances und hypothe- 
ques in Verbindung mit dem Wort „specific 
(special)" nur bestimmte, sich auf ein Grund- 
stück beziehende Ansprüche. 

Zu § 4 

27. Das Besatzungsredit geht davon aus, daß die 
NS- Verbindlichkeiten trotz Auflösung der NS- 
Einrichtungen bestehengeblieben sind. Dies er- 
gibt sich u. a. aus Artikel V Abs. 6 der KRD 
Nr. 50 [vgl. Tz. 7 b)] sowie daraus, daß der 
Währungsgesetzgeber die Reichsmarkverbind- 
lichkeiten der NS-Einrichtungen trotz der Auf- 
lösung der Einrichtungen ausdrücklich in § 14 
des Umstellungsgesetzes von der Umstellung 
auf Deutsche Mark ausgenommen hat. Der 
Bundesgerichtshof vertritt die Auffasung, daß 
die aufgelösten NS-Einrichtungen in entspre- 
chender Anwendung von § 49 Abs. 2 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches als zum Zwecke der Ver- 
mögensabwicklung fortbestehend anzusehen 
seien (Fiktion des Fortbestehens der NS-Ein- 
richtungen; BGH vom 28. Mai 1958 in MDR 
S. 756 und WM S. 1008 sowie vom 2. Juni 1958 
und 15. Januar 1959 in WM 1958 S. 927 bzw, 
1959 S. 598). Die NS-Verbindlichkeiten bestehen 
sonach heute noch. 

28. Nach § 4 Satz 1 erlöschen alle NS- Verbindlich- 
keiten, soweit das Gesetz nichts anderes be- 
stimmt. Diese Regelung entspricht § 1 Abs, 1 
AKG (vgl. hierzu Tz. 15). Die verfassungsrecht- 
liche Grundlage gibt Artikel 135 a des Grund- 
gesetzes. 
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29. § 4 Satz 2 sieht eine Regelung für den Fall vor, 
daß ein mit einem dinglichen Recht belasteter 
Vermögenswert noch nicht übertragen worden 
ist oder, falls er übertragen worden ist, daß 
dem Erwerber nicht auch die Erfüllung der ding- 
lich gesicherten (persönlichen) Forderung aus- 
drücklich auferlegt worden ist. Für diese Fälle 
fingiert Satz 2 das Fortbestehen der persön- 
lichen Forderung, damit sich der Gläubiger aus 
dem Pfandgegenstand befriedigen kann. 

Zu § 5 

30. Die Vorschrift entspricht § 4 Abs. 1 bis 3 AKG. 
Sie behandelt Ansprüche, die nach dem Zusam- 
menbruch begründet oder kraft Gesetzes ent- 
standen sind. 

§ 5 hat Bedeutung für solche Einrichtungen, die 
nicht bereits durch das vor dem 31. Juli 1945 
in Kraft getretene SHAEF-Gesetz Nr. 5, son- 
dern erst durch das am 12. Oktober 1945 in 
Kraft getretene KRG Nr. 2 aufgelöst worden 
sind (siehe Fußnote 4). Es handelt sich hierbei 
um die als „Werkzeuge der Partei" bezeich- 
neten Einrichtungen. Außerdem kommen nach 
§ 1 Nr. 2 die Rechtsträger in Betracht, deren ge- 
samtes Vermögen nach Inkrafttreten der KRD 
Nr. 50 im Geltungsbereich dieses Gesetzes ein- 
heitlich als Vermögen einer Einrichtung über- 
tragen worden ist, obwohl sie keine NS-Ein- 
richtung im Sinne des KRG Nr. 2 waren. 

Zu § 6 

31. Die Regelung der Schadenersatzansprüche lehnt 
sich eng an diejenige im AKG an; sie be- 
ruht auf sozialen Erwägungen. Im Gegensatz 
zu § 5 AKG umfaßt § 6 nur Schadenersatz- 
ansprüche, nicht auch Versorgungsansprüche. 
Diese werden in § 7 geregelt. Maßgebend hier- 
für war die Erwägung, daß die Erfüllung von 
Versorgungsverpflichtungen nicht in dem glei- 
chen Umfang gerechtfertigt erscheint wie bei 
den im AKG geregelten Versorgungsverpflich- 
tungen des Reichs. 

32. Häufig haften für die nach § 6 zu erfüllenden 
Schadenersatzansprüche das Deutsche Reich 
und die NSDAP, insbesondere für die von SS- 
Bewachungsmannschaften in Konzentrations- 
lagern verübten Untaten. Die Ansprüche auf 
Schadenersatz oder Schmerzensgeld konnten 
gemäß § 5 Abs. 1 AKG seit dessen Inkrafttre- 
ten (1. Januar 1958) als Reichsverbindlichkeit 
geltend gemacht werden. Um Doppelbearbei- 
tung auszuschließen, bestimmt Absatz 1 noch, 
daß der Anspruch in den genannten Fällen nur 
gegen das Deutsche Reich, nicht auch gegen die 
NSDAP geltend gemacht werden kann. Soweit 
die NSDAP allein Schuldner eines Schaden- 
ersatzanspruchs ist, wird der Anspruch nicht 
berührt. 

33. § 6 Abs. 2 entspricht § 5 Abs. 2 Nr. 3 AKG. Die 
Bestimmung will verhindern, daß Personen, 
denen das Bundesentschädigungsgesetz keinen 


oder nur einen beschränkten Anspruch auf 
Grund von bestimmten Schadensereignissen ge- 
währt, die im Zusammenhang mit nationalso- 
zialistischen Gewaltmaßnahmen stehen, nun- 
mehr ihren Schadenersatzanspruch auf Grund 
von § 6 Abs. 2 geltend machen können. 

34. § 6 Abs. 3 soll verhindern, daß Personen, die 
als aktiv Beteiligte an der Vorbereitung oder 
Ausführung einer nationalsozialistischen Ge- 
waltmaßnahme mitgewirkt und hierbei oder un- 
mittelbar danach — z. B. bei der Rückkehr vom 
Tatort — eine Verletzung erlitten haben, An- 
sprüche auf Grund des Absatzes 1 geltend 
machen können. 

Zu § 7 

35. § 7 regelt solche der Versorgung dienende Ren- 
tenansprüche, die im allgemeinen schon vor der 
Zeit der NS-Herrschaft begründet worden sind. 
Körperschaften, Verbände und Wirtschafts- 
unternehmen, die später von NS-Einrichtungen 
übernommen worden oder unter NS-Einfluß ge- 
raten sind, hatten vielfach mit ihren Arbeitneh- 
mern Versorgungsverträge geschlossen. Es han- 
delte sich dabei sowohl um der gesetzlichen 
Versicherungspflicht unterliegende Arbeitneh- 
mer, denen der Arbeitgeber eine zusätzliche 
Altersversorgung gewähren wollte (sog. Zu- 
satzrente), als auch um versicherungsfreie An- 
gestellte. Bei der Übernahme, die auf verschie- 
dene Weise erfolgte, etwa durch Überführung 
in eine NS-Einrichtung (so z. B, des früheren 
Deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes 
in die Deutsche Arbeitsfront), durch Erwerb 
eines Wirtschaftsunternehmens (etwa Ankauf 
eines Zeitschriftenverlages durch den Eher-Ver- 
lag) oder durch eine sonstige Gleichschaltungs- 
maßnahme traten NS-Einrichtungen häufig in 
diese Versorgungsverträge ein. 

Da die Übernahme unabhängig von dem Wil- 
len der Arbeitnehmer erfolgte, wurden auch 
Personen zu Arbeitnehmern einer NS-Einrich- 
tung, die der NS-Ideologie ablehnend gegen- 
überstanden. Das Erlöschen ihrer Versorgungs- 
ansprüche würde in vielen Fällen eine Härte 
bedeuten, insbesondere in den Fällen, in denen 
ein Arbeitnehmer keine andere Altersversor- 
gung besaß als den mit seinem früheren Ar- 
beitgeber geschlossenen Versorgungsvertrag. 
Ein Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis 
nach der Übernahme war den Arbeitnehmern 
nicht zuzumuten, da der Anspruch auf die Ver- 
sorgungsleistung in der Regel erst nach länge- 
rer Betriebszugehörigkeit erlangt wird und die 
Leistungen im allgemeinen mit der Dauer der 
Betriebszugehörigkeit steigen. Eine Lösung des 
Arbeitsverhältnisses war ohne Nachteile für die 
Betroffenen oft nicht möglich. 

36. Der Versorgungsanspruch soll jedoch nur sol- 
chen Arbeitnehmern erhalten bleiben, die durch 
eine Gleichschaltungs- oder ähnliche national- 
sozialistische Maßnahme Beschäftigte einer NS- 
Einrichtung geworden waren. 
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37. In den Genuß eines Rentenanspruchs kommen 
daher nicht Arbeitnehmer, die den Arbeitgeber 
aus eigenem Entschluß gewechselt haben, weil 
sie sich durch eine Tätigkeit bei einer NS-Ein- 
richtung Vorteile versprochen hatten; denn in 
diesen Fällen ist der neue Arbeitgeber, eine 
NS-Einrichtung, nicht in einen bestehenden 
Versorgungsvertrag eingetreten, sondern hat 
einen neuen Vertrag mit dem Arbeitnehmer ge- 
schlossen. Trotz des sozialen Charakters der- 
artiger Verträge kann von der öffentlichen 
Hand nicht erwartet werden, daß sie diesen 
vom Untergang ihres Schuldners Betroffenen 
Leistungen gewährt, da Personen, die freiwillig 
in den Dienst einer NS-Einrichtung getreten 
sind, das Risiko des Untergangs des NS-Staates 
selbst tragen müssen. 

38. § 7 erfaßt auch Ansprüche, die gegen Versor- 
gungseinrichtungen bestanden haben, die nach 
1933 von NS-Einrichtungen übernommen wor- 
den sind. Der Anspruch konnte entweder auf 
Vertrag mit der Versorgungseinrichtung oder 
auf einer Mitgliedschaft beruhen. 

39. Der Versorgungsanspruch mußte jedoch mit | 
Rücksicht auf die Regelung von Versorgungs- 1 
ansprüchen in anderen Gesetzen, wie dem Ge- 
setz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen (G 131) oder im Lastenausgleichs- 
gesetz gewisse Einschränkungen erfahren. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß seit 
der Reform der Rentenversicherung die in die- 
ser zurückgelegten Zeiten bei der Rentenge- 
währung ausreichend berücksichtigt werden. 
Das gleiche gilt für die nach dem G 131 ge- 
währte Versorgung. Daher bestimmt Absatz 2, 
daß die Berechtigten eine Versorgung nur für 
die Zeit erhalten, für die sie weder einen An- 
spruch aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
noch nach dem G 131 noch aus einem anderen 
Versorgungsverhältnis haben. Sie sollen dabei 
solchen Versicherten gleichgestellt werden, die 
Bezüge in Höhe der Versicherungspflichtgrenze 
der Angestelltenversicherung hatten. Diese er- 
halten etwa 15 DM monatlich je Beschäftigungs- 
jahr, ihre Witwe 10 DM monatlich. 

40. Verschiedentlich werden jüngere Personen nach 
dem Zusammenbruch in der Lage gewesen sein, 
ein neues Arbeitsverhältnis einzugehen und 
mit ihrem jetzigen Arbeitgeber einen Versor- 
gungsvertrag zu schließen. Dadurch haben sie 
in der Zwischenzeit eine mehr oder weniger 
ausreichende Altersversorgung wieder erlangt. 
Bei diesen Arbeitsverträgen werden u. U. Be- 
schäftigungszeiten, die sie bei dem gleichge- 
schalteten Unternehmen verbracht hatten, ver- 
sorgungssteigernd berücksichtigt worden sein. 
Diese Arbeitnehmer müssen sich daher Leistun- 
gen aus dem neu erworbenen Versorgungsver- 
trag anrechnen lassen, soweit sie 250 DM mo- 
natlich übersteigen. Die Bundesregierung 
glaubt, daß sie damit den Belangen derjenigen 
Arbeitnehmer und ihrer Hinterbliebenen, die 
auf Leistungen aus dem mit einem früheren Ar- 


beitgeber geschlossenen Versorgungsvertrag 
angewiesen sind, in angemessener Weise Rech- 
nung getragen hat. 

Zu § 8 

41, § 8 Abs. 1 entspricht Artikel 6 § 22 Abs. 2 
Nr. 3 bis 5 des Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetzes vom 25. Februar 

1960 (Bundesgesetzbl. I S. 93); § 8 Abs. 2 ist § 7 
des G 131 nachgebildet. 

Die Vorschrift soll verhindern, daß die öffent- 
liche Hand auch solchen Personen Leistungen 
gewähren muß, die ihrer nicht würdig sind. 

Zu § 9 

42, § 9 entspricht § 6 AKG, weicht aber von diesem 
in § 9 Abs. 1 Nr. 3 und in Absatz 2 ab. Nach § 9 
Abs. 1 Nr. 3 a können nur anerkannte Vertrie- 
bene im Sinne des § 1 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes Ansprüche geltend machen. Die Vor- 
schrift entspricht insoweit § 7 des Reichsnähr- 
stands-Abwicklungsgesetzes vom 23. Februar 

1961 (Bundesgesetzbl. I S. 119) sowie § 9 des 
Entwurfs eines Rechtsträger-Abwicklungsgeset- 
zes, Durch den letzten Satz der Nummer 3, der 
§ 9 Abs. 3 des Reichsnährstands- Abwicklungs- 
gesetzes und § 11 Abs. 5 des Entwurfs eines 
Rechtsträger- Abwicklungsgesetzes entspricht, 
wird bestimmt, daß Rentenansprüche von Per- 
'sonen, die ihren Aufenthalt im Bundesgebiet 
oder im Land Berlin nach dem 31. Dezember 
1952 genommen haben, erst für die Zeit vom 
Ersten des Zuzugsmonats an zu erfüllen sind. 
§ 9 Abs. 2 entspricht inhaltlich § 6 Abs. 2 AKG, 
ist jedoch der Fassung von § 9 Abs. 2 des Ent- 
wurfs eines Rechtsträger- Abwicklungsgesetzes 
angepaßt. 

Zu § 10 

43. Die Bestimmung entspricht § 9 AKG. 

Zu § 11 

44. § 11 regelt sowohl die sich aus dem Eigentum 
ergebenden Ansprüche insbesondere den Her- 
ausgabeanspruch nach § 985 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, als auch die sich aus anderen 
dinglichen Rechten ergebenden Ansprüche, so- 
weit als Schuldner des Anspruchs bei Inkraft- 
treten des Gesetzes eine NS-Einrichtung in Be- 
tracht kommt. 

Der dingliche Anspruch eines Eigentümers auf 
Herausgabe eines Gegenstandes, den eine NS- 
Einrichtung bis zu ihrer Auflösung im Besitz 
hatte, richtet sich entweder gegen denjenigen, 
der jetzt Besitzer des Gegenstandes ist, in der 
Regel einen Erwerber nach den Artikeln II, III 
oder V der KRD Nr. 50, oder, soweit der Besitz 
noch nicht auf einen Dritten übergegangen ist, 
sondern weiterhin von einem Treuhänder aus- 
geübt wird, gegen diesen. Die Bestimmung hat 
jedoch nur Bedeutung, wenn im Falle einer 
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Treuhandverwaltung angenommen wird, daß 
eine NS-Einrichtung trotz ihrer Auflösung noch 
als Besitzer eines Vermögensgegenstandes an- 
zusehen ist (vgl. Tz. 27). Die Bestimmung hat 
ferner Bedeutung, wenn eine NS-Einrichtung 
bei Inkrafttreten des Gesetzes noch als Eigen- 
tümer eines mit dinglichen Rechten belasteten 
Gegenstandes angesehen wird. Ohne § 11 wür- 
den in diesen Fällen sowohl der Herausgabe- 
anspruch als auch die Ansprüche aus den ding- 
lichen Rechten erlöschen. 

Erlöschen sollen jedoch die in §§ 987 bis 992 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs geregelten An- 
sprüche, die nach Rechtslehre und Rechtspre- 
chung keine dinglichen, sondern persönliche 
Ansprüche sind und für die kein Anlaß zu einer 
Ausnahme vom grundsätzlichen Erlöschen der 
persönlichen Ansprüche besteht. Da jedoch in- 
folge der Stellung der bezeichneten Ansprüche 
im Bürgerlichen Gesetzbuch die Auffassung ver- 
treten werden könnte, daß es sich um dingliche 
Ansprüche aus dem Eigentum handelt, erschien 
eine Klarstellung zweckmäßig. Dies gilt auch 
für die Fälle, in denen diese Vorschriften bei 
einem anderen Recht als dem Eigentum ent- 
sprechend angewandt werden. 

Zu §§ 12 und 13 

45. Die Bestimmungen entsprechen §§ 16 und 17 
AKG. 

Zu § 14 

46. Reichsmarkverbindlichkeiten der NSDAP und 
ihrer Einrichtungen sind nach § 14 Nr. 2 des 
Umstellungsgesetzes von der Währungsumstel- 
lung ausgenommen worden. Soweit der Ent- 
wurf eine Erfüllung von NS-Verbindlichkeiten 
vorsieht, die noch auf Reichsmark lauten, muß- 
ten sie auf Deutsche Mark umgestellt werden. 
Dies geschieht durch § 14 Satz 1. Durch die Auf- 
hebung von § 14 Nr. 2 des Umstellungsgesetzes 
wirkt die Umstellung auf den 20. Juni 1948 zu- 
rück, da das Gesetz keinen anderen Währungs- 
stichtag bestimmt. Damit findet auch § 2 Nr. 1 
der 40. Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz keine Anwendung mehr auf die 
dort bezeichneten Grundpfandrechte. Mit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes gilt auch für die 
Grundpfandrechte, die zur Sicherung der nun- 
mehr umgestellten Verbindlichkeiten bestellt 
worden waren, die allgemeine Vorschrift des 
§ 1 der bezeichneten Durchführungsverordnung. 
Hinsichtlich der in § 4 Satz 2 als fortbestehend 
geltenden NS-Verbindlichkeiten mußte auch die 
Umstellung fingiert werden. 

Zu § 15 

47. § 15 bestimmt den Schuldner der nach §§ 5, 6, 
7 und 10 zu erfüllenden Ansprüche, die sich bei 
Inkrafttreten des Gesetzes noch gegen eine NS- 
Einrichtung richten (vgl. Tz. 15) und für die 
kein anderer Schuldner vorhanden ist. Nur in 


diesen Fällen tritt der Bund für eine NS-Ver- 
bindlichkeit als Schuldner ein. § 15 findet daher 
keine Anwendung, wenn Schuldner für eine 
Verbindlichkeit ein Dritter, insbesondere ein 
Erwerber von NS-Vermögen nach den Artikeln 
IV oder V Abs. 5 der KRD Nr. 50, ist oder wenn 
ein Dritter für eine NS-Verbindlichkeit haftet. 
Ferner findet § 15 schon nach seinem Wortlaut 
keine Anwendung in den Fällen des § 11, da 
sich die dort geregelten dinglichen Ansprüche 
gegen den Treuhänder des noch nicht übertra- 
genen NS-Vermögens richten. 

Zu § 16 

48. Die Bestimmung entspricht § 26 AKG. 

Zu § 17 

49. Im Interesse der Arbeitsvereinfachung soll die 
Bearbeitung der vom Bund zu erfüllenden An- 
sprüche nur einer Oberfinanzdirektion übertra- 
gen werden, da mit verhältnismäßig wenigen 
Anmeldungen auf Grund der §§ 5, 6, 7 und 10 
zu rechnen sein wird. Als geeignet bot sich die 
Oberfinanzdirektion München an, weil in deren 
Bezirk ein großer Teil der Ansprüche begründet 
ist und etwa notwendig werdende Beweiserhe- 
bungen, insbesondere durch Zeugenverneh- 
mung, hier am leichtesten durchzuführen sein 
werden. 


Zu §§ 18 und 19 

50. Die Bestimmungen entsprechen §§ 28 und 29 
AKG; jedoch ist die Möglichkeit, Nachsicht zu 
gewähren, in § 18 Abs. 2 — anders als in § 28 
AKG — nicht befristet. 


Zu §§ 20 bis 23 (Vorbemerkungen) 

51. Das Gesetz über die versicherungsrechtliche 
Stellung der im Dienste der Nationalsozialisti- 
schen Deutschen Arbeiterpartei Beschäftigten 
vom 4. März 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 131) be- 
stimmte in § 6; 

„Die im Dienste der Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei Beschäftigten sind in 
der Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Angestellten unter den gleichen Voraussetzun- 
gen versicherungsfrei wie die im öffentlichen 
Dienste beschäftigten Personen (§§ 1234, 1237 
der Reichsversicherungsordnung, §§ 11, 14 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes). Ob eine 
Anwartschaft als gewährleistet anzusehen ist, 
entscheidet der Reichsschatzmeister." 

und in § 7: 

„(1) Die für die Zeit der Versicherungsfrei- 
heit entrichteten Beiträge zur Rentenversiche- 
rung sind unwirksam; sie werden an den 
Reichsschatzmeister ausgezahlt. Zum Ausgleich 
der Aufwendungen für die Gesundheitsfürsorge 
werden fünf vom Hundert der Beiträge abge- 
setzt. 
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(2) Freiwillige Beiträge und solche, die frei- 
willig in einer höheren Klasse entrichtet sind, 
werden den Gefolgschaftsmitgliedern von dem 
Reichsschatzmeister erstattet, soweit sie nicht 
von der Nationalsozialistischen Deutschen Ar- 
beiterpartei getragen worden sind." 

52. Nach § 8 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes vom 4. März 
1943 konnte der Reichsschatzmeister die Ge- 
währleistung der Anwartschaft im Gegensatz 
zu der für den öffentlichen Dienst geltenden 
Regelung bis zum 31. Dezember 1944 auch mit 
rückwirkender Kraft aussprechen. Die nach § 7 
des bezeichneten Gesetzes von den Versiche- 
rungsträgern an den Reichsschatzmeister abzu- 
führenden Beiträge sollten von diesem zur Er- 
richtung eines Versorgungsstockes verwendet 
werden, der jedoch keine eigene Rechtspersön- 
lichkeit besaß, so daß sich die Ansprüche der 
Versorgungsberechtigten gegen die NSDAP 
richten. 

53. Für die beamtenähnliche Versorgung kamen 
von den hauptamtlich Beschäftigten der NSDAP 
etwa 38 000 Personen in Betracht. Für diese 
sind im allgemeinen ab Januar 1943 keine Bei- 
träge mehr abgeführt worden. Mit Schreiben 
vom 17. Januar 1944 an den Korpsführer des 
Nationalsozialistischen Fliegerkorps (NSFK) 
wurden 1650 hauptamtlich Beschäftigte des 
NSFK mit Wirkung vom 1. Oktober 1943 den 
Beschäftigten der NSDAP gleichgestellt. Insge- 
samt wurden sonach von der gesetzlichen Rege- 
lung etwa 40 000 Versicherte betroffen. Soweit 
sie oder ihre Hinterbliebenen rentenberechtigt 
sind, fehlt ihnen die Beitragszeit vom 1. Januar 
1943 (beim NSFK vom Oktober 1943) bis zum 
Zusammenbruch, 

54. Infolge der Kriegsverhältnisse war es dem 
Reichsschatzmeister nur möglich, für rund 6500 
der in Betracht kommenden Beschäftigten der 
NSDAP den Tag festzusetzen, von dem an er 
die Anwartschaft auf eine Versorgung als ge- 
währleistet ansah. Da dieser Tag in vielen Fäl- 
len noch vor dem Jahre 1933 liegt, erhalten 
diese 6500 ehemaligen Beschäftigten der NSDAP 
oder ihre Hinterbliebenen heute keine oder nur 
eine geringe, ihrer Beschäftigungszeit nicht ent- 
sprechende Rente. Hingegen werden den Be- 
schäftigten des NSFK die geleisteten Beiträge 
voll angerechnet, da nach einer Entscheidung 
des Bundessozialgerichts vom 27. März 1957 die 
Einbeziehung dieses Personenkreises in das 
Gesetz vom 4. März 1943 nicht zulässig war, 
weil das NSFK keine Gliederung der NSDAP, 
sondern eine rechtlich von ihr unabhängige 
Körperschaft des öffentlichen Rechts war und 
das Gesetz vom 4. März 1943 nur auf haupt- 
amtlich Beschäftigte der NSDAP Anwendung 
finden konnte. Die für Beschäftigte des NSFK 
abgeführten Beiträge zur Rentenversicherung 
sind daher nicht auf Grund von § 7 des bezeich- 
neten Gesetzes unwirksam. 

55. Die Höhe der für unwirksam erklärten Beiträge 
beträgt bei der Reichsversicherungsanstalt für 


Angestellte 8 726 615 RM. Etwa die Hälfte die- 
ses Betrages hat die Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte bis Kriegsende an den Reichs- 
schatzmeister abgeführt. Der Umfang der in der 
Rentenversicherung der Arbeiter für unwirk- 
sam erklärten Beiträge ist infolge Verlustes der 
Unterlagen nicht mehr mit Sicherheit festzustel- 
len, dürfte jedoch gering sein. 

Soweit die für unwirksam erklärten Beiträge 
von der Reichsversicherungsanstalt für Ange- 
stellte an den Reichsschatzmeister nicht abge- 
führt sind, stand der Anspruch auf Abführung 
dieser Beiträge der NSDAP beim Zusammen- 
bruch noch zu. Er ist auf Grund von Artikel 5 
Abs. 1 der britischen Verordnung für Berlin 
Nr. 202 (vgl. Tz. 5 Fußnote 18) auf das Land 
Berlin als Treuhänder für den zukünftigen deut- 
schen Staat übergegangen. 

56. § 20 bezieht sich nur auf die Versicherungsver- 
hältnisse der 6500 Versicherten, die der Reichs- 
schatzmeister der Rcichsversicherungsanstalt 
für Angestellte namentlich benannt hatte, sowie 
auf die entsprechenden Versicherten der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter. Die diesen Perso- 
nen durch die rückwirkende Gewährung von 
Versicherungsfreiheit entstandenen Nachteile 
sollen im wesentlichen durch die Vorschriften 
der §§ 20 bis 23 im Wege einer fiktiven Nach- 
versicherung für die Zeit ihrer Versicherungs- 
freiheit, in der Regel bis zum 31. Dezember 
1942, nach dem Vorbilde von § 72 des G 131 
sowie von § 99 AKG ausgeglichen werden. An 
eine Nachversicherung für die Zeit bis zum 
8. Mai 1945, wie sie das G 131 und in gewissem 
Umfang § 99 AKG vorsehen, ist nicht gedacht. 

57. Für die beabsichtigte Regelung sprachen fol- 
gende Erwägungen: Die Betroffenen haben Bei- 
träge in gleicher Weise wie alle Versicherten 
entrichtet. Die Unwirksamkeit dieser Beiträge 
ist ein Nachteil, der sich allein aus der Beschäf- 
tigung im Dienste der früheren NSDAP ergibt. 
Eine Berücksichtigung des politischen Charak- 
ters des früheren Arbeitgebers ist mit den 
Grundsätzen des Sozialversicherungsrechts un- 
vereinbar. Hinzu kommt, daß die Hauptmasse 
der ehemaligen hauptamtlich Beschäftigten 
nicht in so einschneidender Weise durch das 
Gesetz vom 4. März 1943 betroffen ist wie die 
erwähnten 6500 Versicherten. Im Interesse 
einer gleichmäßigen Behandlung erscheint es 
daher gerechtfertigt, dieses Sechstel der ehema- 
ligen hauptamtlich Beschäftigten den übrigen 
Beschäftigten gleichzustellen. 

Zu § 20 

58. Durch § 20 Abs. 1 Satz 1 sollen die Folgen des 
rückwirkenden Eintritts der Versicherungsfrei- 
heit beseitigt werden. Aus gesetzestechnischen 
Gründen sowie zur Vermeidung von Schwierig- 
keiten in der Praxis erscheint es zweckmäßig, 
sich dabei im Anschluß an § 72 des G 131 so- 
wie § 99 AKG der Rechtsform der fiktiven 
Nachversicherung zu bedienen, wobei aus Grün- 
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den der Einfachheit und Klarheit als Stichtag 
der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
vom 4. März 1943 gewählt worden ist. 

59. § 20 Abs. 2 bestimmt den zuständigen Ver- 
sicherungsträger; in nahezu allen Fällen wird 
das die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte sein. Die sich aus diesem Absatz erge- 
bende Zuständigkeit erstreckt sich auch auf 
solche Zeiten, für die nach allgemeinen Vor- 
schriften ein anderer Versicherungszweig zu- 
ständig sein würde. 

60. § 20 Abs. 3 stimmt im wesentlichen mit § 72 
Abs. 4 des G 131 sowie mit § 99 Abs. 3 AKG 
überein. Nach dem bis zum 1, Januar 1957 gel- 
tenden Recht setzte die Gewährung von Lei- 
stungen voraus, daß z. Z. des Versicherungs- 
falles die Wartezeit erfüllt und die Anwart- 
schaft erhalten war (§§ 26, 28 Abs. 2 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes a. F., sowie § 1253 
Abs. 1, § 1255 Abs. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung a. F.). Das seit dem 1. Januar 1957 gel- 
tende Recht kennt keine Anwartschaftsvor- 
schriften mehr. § 20 Abs. 3 ist daher nur noch 
in den Fällen von Bedeutung, in denen es auch 
jetzt noch darauf ankommt, daß am 31. Dezem- 
ber 1956 oder zu einem früheren Zeitpunkt die 
Anwartschaft aus den bis dahin entrichteten 
Beiträgen nach damaligem Recht erhalten war; 
insoweit gilt diese Voraussetzung auch dann als 
erfüllt, wenn der Versicherte durch das Gesetz 
vom 4. März 1943 daran gehindert war, seine 
Anwartschaft durch Entrichtung freiwilliger 
Beiträge zu erhalten. Die Nachversicherung 
soll jedoch nicht Platz greifen, wenn der Ver- 
sicherte die Möglichkeit hatte, die Anwartschaft 
im Wege der freiwilligen Weiterversicherung 
aufrechtzuerhalten. Dies gilt insbesondere für 
Versicherungsfälle seit dem 1. Januar 1957, in 
denen eine Rentenberechnung nach Artikel 2 
§ 41 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes (AnVNG) vom 23. Februar 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 88) sowie Artikel 2 § 42 
des Arbeiterrentenversich erungs-Neuregelungs- 
gesetzes (ArVNG) vom 23. Februar 1957 (Bun- 
densgesetzbl. I S. 45) in Betracht kommt. Hier- 
bei ist zu beachten, daß schon nach § 4 Abs. 2 
des Sozialversicherungs-Anpassungsgesetzes 
(SVAG) vom 17. Juni 1949 (Gesetzblatt des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes S. 99) die An- 
wartschaft aus sämtlichen bis zum 31. Dezem- 
ber 1948 entrichteten Beiträgen als erhalten 
galt, wenn bis zum 30. November 1948 für die 
Zeit nach dem 31. Dezember 1923 mindestens 
ein Beitrag entrichtet war; für Versicherungs- 
fälle vor dem 1. Januar 1949 galten die ähn- 
lichen Vorschriften des § 3 des Gesetzes vom 
24. Juli 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 443) sowie 
des Artikels 19 der Verordnung vom 17. März 
1945 (Reichsgesetzbl. I S. 41). Somit ist Absatz 3 
im wesentlichen nur in solchen Fällen von Be- 
deutung, in denen sonst wegen des Fehlens 
einer regelmäßigen Beitragsentrichtung seit 
dem Jahre 1949 für eine Vergleichsberechnung 
nach Artikel 2 § 41 AnVNG sowie Artikel 2 
§ 42 ArVNG kein Raum ist. 


61. § 20 Abs. 4 und 5 entsprechen wörtlich § 72 
Abs. 5 und 6 des G 131 sowie § 99 Abs. 4 und 5 
AKG. Sie dienen der Klarstellung. 

Zu § 21 

62. Durch diese Vorschrift sollen Leistungen für zu- 
rückliegende Zeiten' ausgeschlossen werden. 
Eine Berücksichtigung von Zeiten, für die die 
Nachversidierung nach § 20 als durchgeführt 
gilt, soll nur zulässig sein, soweit Zeiten eines 
Rentenbezugs seit dem Inkrafttreten des Geset- 
zes in Frage stehen. Diese Regelung trägt dem 
Umstand Rechnung, daß die Leistungen der ge- 
setzlichen Rentenversicherung grundsätzlich nur 
zur Deckung eines gegenwärtigen Lebensbe- 
darfs bestimmt sind. 

Eine entsprechende Regelung findet sich in Ar- 
tikel 6 § 24 Abs. 1 Satz 1 des Fremdrenten- 
und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes vom 
25. Februar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 93). 

Zu § 22 

63. Diese Vorschrift hat allein verfahrensrechtliche 
Bedeutung. Durch sie soll die Rechtskraft oder 
bindende Wirkung bereits ergangener Ent- 
scheidungen zugunsten des Berechtigten für Zei- 
ten eines Rentenbezugs seit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes aufgehoben werden. Aus ihrer 
Fassung darf nicht im Umkehrschluß gefolgert 
werden, daß § 20 nicht in den Fällen gilt, in 
denen der Versicherungsfall vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes eingetreten und entwe- 
der überhaupt noch kein Rentenantrag gestellt 
oder vom Versicherungsträger noch nicht über 
den erhobenen Anspruch entschieden worden 
ist. 

Zu § 23 

64. Die Regelung lehnt sich an die des § 72 Abs. 11 
des G 131 an. 

Zum Zweiten Teil 

(Vermögenswerte 'der NSDAP und ihrer 
Einrichtungen) 

Zu § 24 

65. Während in der britischen Zone durch Artikel 3 
Abs. 1 der Militärregierungs-Verordnung Nr. 254 
und im Land Berlin durch Artikel 2 Abs. 1 der 
BK/O 56 (3) in der Fassung der BK/O (57) 3 die 
Übertragung des NS-Vermögens dadurch zu 
einem gewissen Abschluß gekommen ist, daß 
das auf die Prüfungsausschüsse übergegangene, 
von ihnen bei Inkrafttreten der Verordnung 
Nr. 254 bzw. BK/O 56 (3) nicht verteilte NS- 
Vermögen kraft Gesetzes auf das Belegenheits- 
land übertragen wurde [vgl. Tz. 4 b) und d)], ist 
es in der amerikanischen und in der französi- 
schen Zone bei der alten Regelung verblieben 
[vgl. Tz. 4 a) und c)]; danach muß das bei Inkraft- 
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treten des Gesetzes dort noch vorhandene NS- 
Vermögen auf die nach der KRD Nr 50 Berech- 
tigten übertragen werden. 

66. An dieser Rechtslage soll nichts geändert wer- 
den (vgl. auch Tz. 17). Eine Regelung ist sonach 
nur noch hinsichtlich des in der britischen Zone 
belegenen Vermögens an Geldforderungen, 
Bankguthaben und Wertpapieren erforderlich, 
soweit diese nicht für erloschen oder kraftlos 
erklärt worden sind (vgl. Tz. 5). Dieses Rest- 
vermögen soll auf den Bund übergehen. 

67. § 24 Abs. 2 dient lediglich der Klarstellung. 
Es sind Zweifel aufgetreten, ob das durch die 
Prüfungsaus-schüsse nicht verteilte NS-Vermö- 
gen auf Grund der in Tz. 65 bezeichneten Be- 
stimmungen in das Eigentum des Belegenheits- 
landes oder nur in dessen Verfügungsgewalt 
übergegangen ist. Zweifel können ferner be- 
stehen, ob nicht in Rheinland-Pfalz, im Saar- 
land sowie in den ehemaligen Ländern Baden 
und Württemberg-Hohenzollern das nicht auf 
Organisationen im Sinne von Artikel II oder III 
der KRD Nr. 50 zu übertragende NS-Vermögen 
dem Land auf Grund der landesrechtlichen Be- 
stimmungen über die Verteilung des NS-Ver- 
mögens [vgl. Tz. 4 c)] nur zur Verwaltung zu- 
stehen sollte. Es wird nunmehr klargestellt, daß 
die Länder mit Inkrafttreten der in § 24 Abs. 2 
bezeichneten Verordnungen uneingeschränkt 
Eigentümer geworden sind. 

Zum Dritten Teil 

(Schlußbestimmungen) 

Zu §§ 25 bis 27 ((Vorbemerkungen) 

68. Die §§ 25 bis 27 enthalten neben Bestimmun- 
gen über die Umstellung von Reichsmarkver- 
bindlichkeiten, die keine NS-Verbindlichkeiten 
im Sinne des § 1 sind, jedoch einer Regelung 
bedürfen, die Bestimmungen über die Erhebung 
der Hypothekengewinnabgabe nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz (LAG). 

Der Grundsatz gleichmäßiger Besteuerung ver- 
langt, daß das NS-Vermögen, gleich ob es nach 
der KRD Nr. 50 auf einen Erwerber übertragen 
worden ist oder noch nicht, den Lastenaus- 
gleichsabgaben nach Möglichkeit in gleicher 
Weise unterworfen wird wie sonstiges abgabe- 
pflichtiges Vermögen. 

Für die Vermögensabgabe bedarf es keiner 
Sondervorschriften in diesem Gesetz; insoweit 
sind die Voraussetzungen für die Heranziehung 
der NS-Vermögenswerte bereits durch das 
Achte Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (8. ÄndG LAG) vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 809) geschaffen wor- 
den (§§ 27 a und 27 b LAG in der Fassung des 
8. ÄndG LAG). 

Die Erhebung der Kreditgewinnabgabe erübrigt 
sich im Hinblick darauf, daß die Umstellungs- 


gewinne aus Ansprüchen, die nach diesem Ge- 
setz zu erfüllen sind, für die Ermittlung des 
Schuldnergewinns nach §§ 161 und folgende 
LAG nicht ins Gewicht fallen. 

69. Dagegen erscheinen Sondervorschriften auf 
dem Gebiet der Hypothekengewinnabgabe un- 
entbehrlich. Die NSDAP und ihre Einrichtun- 
gen besaßen in erheblichem Umfang mit Grund- 
pfandrechten belasteten Grundbesitz. Dazu trat 
das Grundvermögen von Wohnungs- und Sied- 
lungsunternehmen oder Grundstücksgesellschaf- 
ten im Sinne des § 161 Abs. 2 Nrn. 3 und 4 
LAG, deren Dauerschulden im Sinne des Ge- 
werbesteuerrechts nach § 92 LAG der Hypothe- 
kengewinnabgabe unterliegen, obwohl die 
Verbindlichkeiten nicht dinglich gesichert sind. 
§ 25 schafft die Möglichkeit zur Erhebung der 
Hypothekengewinnabgabe in den Fällen, in 
denen ein Grundstück noch nicht auf einen Er- 
werber übertragen worden ist, und in den Fäl- 
len, in denen die Übertragung nach dem Wäh- 
rungsstichtag zwar stattgefunden hat, dem Er- 
werber aber die Erfüllung der dinglich gesicher- 
ten persönlichen Forderung nicht auferlegt wor- 
den ist. In beiden Fallgruppen richtet sich der 
Anspruch bei Inkrafttreten des Gesetzes noch 
gegen diejenige NS-Einrichtung, die beim Zu- 
sammenbruch Schuldner war. 

70. Soweit Grundbesitz in der Zeit zwischen der 
Währungsumstellung und dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes übertragen worden oder kraft 
Gesetzes übergegangen und der Erwerber 
Schuldner des Anspruchs geworden ist, regelt 
§ 27 die Hypothekengewinnabgabe. 

Ist jedoch die Übertragung mit der dinglichen 
Belastung bereits vor der Währungsumstellung 
erfolgt, bedarf es dann keiner besonderen Re- 
gelung, wenn die dinglich gesicherten persön- 
lichen Verbindlichkeiten auf den Erwerber 
übergegangen sind, da in diesem Fall die Hy- 
pothekengewinnabgabe nach allgemeinen Vor- 
schriften ohne Besonderheit entsteht. Ist hinge- 
gen der Erwerber nicht Schuldner der Verbind- 
lichkeit geworden und fehlt es damit an der in 
§ 91 LAG geforderten Identität von Schuldner 
und Grundstückseigentümer, da Schuldner die 
NS-Einrichtung geblieben, Eigentümer aber der 
Erwerber geworden ist, erscheint es nicht an- 
gängig, den Erwerber nachträglich zum Schuld- 
ner der Reichsmarkverbindlichkeiten mit Wir- 
kung vom Währungsstichtag zu bestimmen, um 
eine Hypothekengewinnabgabe erheben zu 
können. 

Die gleichen Erwägungen verbieten es auch, 
einen Erwerber zum Schuldner ungesicherter 
Dauerverbindlichkeiten im Sinne des § 92 LAG 
zur machen, wenn die Übertragung ohne Auf- 
erlegung dieser Verbindlichkeit erfolgt ist. 

Zu § 25 

71. Für dinglich gesicherte, durch § 4 Satz 2 als 
fortbestehend fingierte und durch § 14 Satz 2 
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u m g e s t e 1 1 1 e R e i c:h s m a rk v e r b i n d 1 i ch k e i 1 1 ; n eine ]' 
NS-Einrichtung ist zur Erhebung der Hypothe^ 
kengewinnabgabe eine Bestimmung erforder- 
lich, die dem Umstand Rechnung trägt, daß § 91 
LAG die Identität von persönlichem Schuldner 
und Grundstückseigentümer am Tage der Wäh- 
rungsumstellung (20. Juni 1948) voraussetzt. 
Zwar sieht der Bundesgerichtshof die NS-Ein- 
richtungen noch als zum Zwecke der Vermö- 
gensabwicklung fortbestehend an (vgl. Tz. 27). 
Diese Meinung ist jedoch nicht unbestritten. Da 
dem deutschen Recht herrenlose Grundstücke , 
nicht unbekannt sind (vgl. § 928 des Bürger- ' 
liehen Gesetzbuches), kann man auch die Auf- I 
fassung vertreten, daß der ehemalige NS- 
Grundbesitz mit der Auflösung der NS-Einrich- 
tungen im Jahre 1945 herrenlos geworden ist. 
Es erscheint daher mindestens zur Klarstellung 
erforderlich, zu bestimmen, daß für den Bereich 
der Hypothekengewinnabgabe die Einrichtung 
(§ 1) am 20. Juni 1948 noch als persönlicher 
Schuldner der dinglich gesicherten Verbindlich- 
keit und als Eigentümer des belasteten Grund- 
stücks anzusehen ist. Die in § 25 getroffene Re- 
gelung wirkt sich, wie bereits in Textziffer 69 
Abs. 2 ausgeführt ist, außer auf die Fälle, in 
denen die Übertragung noch nicht erfolgt ist, 
auch auf die Fälle aus, in denen ein mit Grund- 
pfandrechten belastetes Grundstück einer NS- 
Einrichtung in der Zeit zwischen dem Wäh- 
rungsstichtag und dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes mit der dinglichen Last übertragen wor- 
den ist, ohne daß dem Erwerber auch die Er- 
füllung der gesicherten persönlichen Forderung 
auferlegt wurde. Die Erhebung der Hypothe- 
kengewinnabgabe, die infolge deren Gestaltung 
als öffentliche Last im Ergebnis den Erwerber 
trifft, obwohl diesem bei der Vermögensüber- 
tragung die Erfüllung der gesicherten Verbind- 
lichkeiten nicht auferlegt wurde, ist in diesen 
Fällen dadurch gerechtfertigt, daß der Erwerber 
auf Grund der dinglichen Verpflichtung mit 
einer Inanspruchnahme des Pfandobjektes 
rechnen mußte. 

72. § 92 LAG in die Regelung in den Fällen einzu- 
beziehen, in denen die Übertragung zwischen 
dem Währungsstichtag und dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ohne Auferlegung der unge- 
sicherten Dauerscbulden erfolgt ist, erschien da- 
gegen nicht möglich, da der Erwerber für diese 
Schulden nicht mit dem übernommenen Grund- 
besitz haftet und seine nachträgliche Inan- 
spruchnahme für eine bei der Übertragung nicht 
auferlegte Verpflichtung verfassungswidrig sein i 
könnte; dies müßte um so mehr befürchtet wer- 
den, als in einem solchen Falle der Anspruch 
des privaten Gläubigers nach § 4 Satz 1 erlischt. 
Durch eine besondere Vorschrift eine Erhebung 
der Hypothekengewinnabgabe nach § 92 LAG 
für solche Fälle zu ermöglichen, in denen die 
Übertragung beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
noch nicht erfolgt ist, erschien entbehrlich, weil 
solche Fälle kaum noch Vorkommen dürften. 


Zu § 26 

7J. § 26 Salz 1 trilft eine Regelung über die Um- 
stellung der Reichsmarkverbindlichkeiten sol- 
cher Einrichtungen, deren Vermögen, obwohl 
sie selbst NS-Einrichtungen im Sinne von Arti- 
kel I des KRG Nr. 2 waren, nicht einheitlich 
nach der KRD Nr. 50' übertragen worden ist 
(vgl. Tz. 23), so daß diese Verbindlichkeiten 
nicht unter § 1 Nr. 2 fallen. Da die Einrichtung 
im Zweifel noch besteht und selbst noch Schuld- 
nerin derartiger Verbindlichkeiten ist, könnte 
sie einwenden, die Umstellung auf Deutsche 
Mark durch § 14 sei nicht erfolgt. Um diesem 
Einwand zu begegnen, bestimmt § 26 Satz 1, daß 
auch insoweit § 14 des Umstellungsgesetzes 
außer Kraft tritt. 

Durch § 26 Satz 2 wird die Heranziehung der 
durch die Umstellung entstandenen Schuldner- 
gewinne zur Hypothekengewinnabgabe ge- 
währleistet. 


Zu § 27 

74. Wie in Textziffer 7 Buchstaben a und c ausge- 
führt ist, konnten die Zonenbefehlshaber nach 
Artikel IV der KRD Nr, 50 verlangen, daß eine 
Organisation oder ein Land, dem NS-Vermögen 
übertragen wurde, „die Schulden ganz oder teil- 
weise bezahlt". Der Anspruch bedarf lediglich 
der Umstellung auf Deutsche Mark, soweit es 
sich um einen Geldsummenanspruch handelt 
und er erst nach der Währungsumstellung 
einem Erwerber auferlegt worden ist, da der 
Anspruch nach § 14 des Umstellungsgesetzes 
von der Umstellung ausgenommen war (vgl. 
Tz. 27). Diese Umstellung regelt § 27 Abs. 1. 

75. Die Absätze 2 und 3 treffen Bestimmungen 
über die Hypothekengewinnabgabe hinsichtlich 
der in Absatz 1 umgestellten Verbindlichkeiten. 
Da § 91 LAG die Identität von persönlichem 
Schuldner und Grundstückseigentümer am 
Tage der Währungsumstellung (20, Juni 1948) 
voraussetzt und zweifelhaft ist, ob diese am 
Währungsstichtag in der Person der NS-Ein- 
richtung gegeben war (vgl. Tz. 71), bestimmt 
§ 27 Abs. 2, daß der Erwerber ohne Rücksicht 
auf den tatsächlichen Zeitpunkt der Übertra- 
gung schon mit Wirkung vom 20. Juni 1948 als 
Grundstückseigentümer und als Schuldner der 
durch die Grundpfanidrechte gesicherten Ver- 
bindlichkeiten anzusehen ist. Dies gilt jedoch 
nur, wenn bei wirtschaftlicher Betrachtungs- 
weise die Schuldner-Eigentümer-Identität be- 
reits im Zeitpunkt des Inkrafttretens des KRG 
Nr. 2 in der Person des damaligen Eigentümers 
gegeben war. Diese Einschränkung ergibt sich 
aus der Abgrenzung des Abgab et atbestandes in 
§ 91 Abs. 1 und 2 LAG. 

Absatz 3 trifft die Regelung, die Absatz 2 für 
die gesicherten Verbindlichkeiten vorsieht, für 
die ungesicherten Dauerschulden von NS-Ein- 
richtungen, die ein Unternehmen im Sinne von 
§ 161 Abs. 2 Nr. 3 und 4 LAG waren. Dabei 
mußte dem Umstand Rechnung getragen wer- 
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den, daß der Grundbesitz möglicherweise auf 
mehrere Erwerber übergegangen ist. 


Zu § 28 

76. § 3 Abs. 2 AKG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 
Nr. 4 AKG bestimmt, daß von einem öffent- 
lichen Rechtsträger keine Erfüllung von NS- Ver- 
bindlichkeiten verlangt werden kann, bevor 
diese nicht gesetzlich geregelt sind. Da die Auf- 
fassung vertreten werden könnte, der Lei- 
stungsstopp des § 3 Abs. 2 AKG dauere auch 
nach Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes 
noch an, weil dieses die von einem öffentlichen 
Rechtsträger zu erfüllenden Verbindlichkeiten, 
die sich ursprünglich gegen eine NS-Einrich- 
tung gerichtet hatten, nicht regele (vgl. Tz. 26), 
erschien es angebracht, insoweit § 3 Abs. 2 
AKG außer Kraft zu setzen. 

Zu §§ 29 bis 34 

77. Die Bestimmungen entsprechen §§ 101, 106 
bis 109 sowie 111 AKG. 


C. Kosten des Gesetzes 

78. Die vom Bund auf Grund der §§ 5 bis 10 zu 
erfüllenden Ansprüche werden voraussichtlich 
unbedeutend sein. Die Bearbeitung der Anmel- 
dungen (§ 16) erfordert kein neues Personal. 
Wesentlich sind hingegen künftig die Aufwen- 
dungen der Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung für die Nachversicherung der ehema- 
ligen hauptamtlich Beschäftigten der NSDAP 
(§ 20), die der Bund nach § 23 zu erstatten hat. 
Sie werden auf 30 Millionen DM insgesamt ge- 
schätzt. 

Die Länderhaushalte werden überwiegend 
durch die jetzt fällig werdenden Zinsen für Hy- 
potheken auf ehmaligem NS-Grundbesitz sowie 
die Hypothekengewinnabgabe belastet. Die 
übrigen, von den Ländern zu erfüllenden Ver- 
bindlichkeiten werden ebenfalls nicht erheblich 
sein. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1, In § 1 Nr. 2 sind hinter den Worten „Dienststelle 
(Übertragungsbehörde)" die Worte „im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes" und vor dem Wort 
„sämtlichen" das Wort „diesen" einzufügen. 

Begründung 

Begrenzung auf die It. Nr. 20 der Begründung 
allein maßgeblichen Entscheidungen von Uber- 
tragungsbehörden im Geltungsbereich des Geset- 
zes. 


2. § 3 Abs. 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Satz 2 gilt auch, wenn Vermögen im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes nicht einheitlich von 
sämtlichen Übertragungsbehörden als Vermögen 
einer NS-Einrichtung behandelt worden ist." 

Begründung 
Dient der Klarstellung. 

3. Zu § 8 

Der Bundesrat hat nachstehende Entschließung 
angenommen: 

Es bestehen rechtspolitische Bedenken dagegen, 
daß in § 8 Abs. 1 Nr. 1, erste und zweite Alter- 
native, weitgehend Ansprüche ausgeschlossen 
werden. Der Ausschluß der Ansprüche ist zumin- 
dest bei Verurteilungen zu Gefängnisstrafe nicht 
gerechtfertigt. Im weiteren Verlauf des Gesetzge- 


bungsverfahrens wäre auch zu prüfen, ob nicht 
bei Verurteilungen zu Zuchthausstrafe eine Ein- 
schränkung hinsichtlich des Wegfalls der An- 
sprüche gemacht werden sollte. 


4. § 19 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Entsprechendes gilt, wenn die Nach sicht ge Wäh- 
rung nach § 18 Abs. 2 verlangt wird." 

Begründung 

Der Entwurf läßt unklar, ob die Nachsichtgewäh- 
rung unmittelbar bei dem Gericht zu beantragen 
ist oder ob das Gericht erst angerufen werden 
kann, wenn die Behörde keine Nachsicht ge- 
währt hat. Nur das letztere erscheint zweckmäßig. 


5. § 33 letzter Halbsatz ist wie folgt zu fassen: 

hierbei tritt in §§ 25, 26 und 27 Abs. 2 und 3 
an die Stelle des 20. Juni 1948 jeweils der 
24. Juni 1948." 

Begründung 

Für § 27 Abs. 1 muß in Berlin — wie für §§ 14 
und 26 Satz 1 — eine Anordnung der Komman- 
dantur ergehen. Durch diese ist die an Stelle von 
§ 14 des Umstellungsgesetzes in Berlin geltende 
besatzungsrechtliche Vorschrift zu ändern. § 27 
Abs. 1 kann also hinsichtlich des Berliner Stich- 
tages nicht durch § 33 abgewandelt werden. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Den Änderungsvorschlägen wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß die zu § 3 Abs. 2 vorgeschla- 
gene klarstellende Ergänzung nicht hier, sondern 
in einem neuen Absatz des § 27 vorgenommen 
wird, jedoch ohne die Worte „im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes", die entbehrlich sind. 


23 



